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3.1 Allgemeine Angaben zu Teilprojekt B 5

3.1.1 Thema
Partizipation und Legitimation in internationalen Organisationen

3.1.2 Fachgebiet und Arbeitsrichtung
Politikwissenschaft, politische Theorie

3.1.3 Leiter
Prof. Dr. Patrizia Nanz
geb. 9. Juli 1965

Universität Bremen
Graduate School of Social Sciences (GSSS)
Postfach 33 04 40
23334 Bremen
Tel. 0421 – 218 4161
e-mail: pnanz@gsss.uni-bremen.de

Die Einstellung der Projektleiterin ist jedenfalls bis Ende 2006 gesichert. Sie hat zum Oktober
2002 den Ruf auf eine Juniorprofessur an der Universität Bremen angenommen.

3.1.4 (entfällt)

3.1.5 Erklärung
In dem Teilprojekt sind keine Untersuchungen am Menschen, Studien im Bereich der somati-
schen Zell- und Gentherapie, Tierversuche oder gentechnologische Untersuchungen vorgese-
hen.

3.1.6 Beantragte Förderung des Teilprojektes
(Ergänzungsausstattung)

Haushaltsjahr Personalkosten Sächliche
Verwaltungs-

ausgaben

Investitionen Gesamt

2003   97,8   5,7 – 103,5

2004   97,8   6,5 – 104,3

2005   97,8 19,3 – 117,1

2006   97,8 19,8 – 117,6

Summe 2003-2006 391,2 51,3 – 442,5

(Beträge in Tausend €)
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3.2 Zusammenfassung

Das Projekt befaßt sich mit den Auswirkungen der Internationalisierung von Staatlichkeit in
der Legitimationsdimension. Gefragt wird nach der Möglichkeit legitimen Regierens jenseits
des Nationalstaates: Unter welchen Bedingungen können politische Entscheidungen
internationaler Organisationen in Abwesenheit parlamentarischer Repräsentation
und klassisch-majoritärer Entscheidungsverfahren als legitim gelten? Mit dem
Projekt soll zu der Debatte um das sogenannte Demokratiedefizit der internationalen gover-
nance ein neuer und eigenständiger Beitrag geleistet werden, indem ein möglicher Zusam-
menhang zwischen der demokratischen Legitimität internationalisierter politischer Herrschaft
und der Partizipation zivilgesellschaftlicher Akteure untersucht wird.

In dem Teilprojekt B5 werden drei Ziele verfolgt: Erstens soll eine umfassende empiri-
sche Bestandsaufnahme der verschiedenen, zum Teil neuartigen, Formen der Partizipation
von Nichtregierungs-Akteuren in internationalen Organisationen erstellt werden, und zwar
unter besonderer Berücksichtigung der Frage, ob und in welcher Form deren Anliegen und
Kritik Eingang in Regelsetzung und Ressourcenallokation finden. Zweitens soll anhand der
Ergebnisse der empirischen Bestandsaufnahme in normativer Perspektive untersucht werden,
welchen Kriterien demokratischer Legitimation diese vorgefundenen Formen von Beratungs-
und Entscheidungsbeteiligung genügen. Drittens wird in diesem Teilprojekt, ausgehend von
einem partizipatorisch-deliberativen Demokratiemodell, nach den Chancen und Möglichkeiten
einer Demokratisierung internationaler Organisationen gefragt, und schließlich sollen auf die-
ser Grundlage auch institutionelle Reformvorschläge entwickelt werden.

Erste Phase (2003-2006) Zweite Phase (2007-2010) Dritte Phase (2011-2014)

Bestandsaufnahme der Partizi-
pationsformen zivilgesell-
schaftlicher Akteure in 32 in-
ternationalen Organisationen.

Vertiefte Fallstudien zu zwei
internationalen Organisationen
(Weltbank, EU), um die Legiti-
mationseffekte der Partizipat i-
on zivilgesellschaftlicher Akteu-
re abschätzen zu können.

Vier weitere Fallstudien, um
die Legitimationseffekte der
Partizipation zivilgesellschaf t-
licher Akteure in internationa-
len Organisationen abschät-
zen zu können.

Verfeinerung eines Kriterien-
katalogs demokratischer Legi-
timation und Beginn der nor-
mativen Bewertung vorge-
fundener Partizipationsfor-
men.

Detaillierte Analyse der Bera-
tungs- und Entscheidungspro-
zesse innerhalb zivilgesell-
schaftlicher Organisationen.

Fortsetzung der normativen
Auswertung und, daran an-
knüpfend, Entwicklung institu-
tioneller Reformvorschläge.
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3.3 Problemstellung und Stand der Forschung1

3.3.1 Problemstellung
Im Bereich B des Sfb 1953 geht es um die Zukunft des demokratischen Nationalstaates unter
den Bedingungen einer zunehmenden Denationalisierung von Politik. Treten Staaten Entschei-
dungskompetenzen an internationale und supranationale Organisationen (IOs) ab, so verliert
zunächst der demokratische Rechts- und Interventionsstaat (DRIS) die Hoheit über die Poli-
tikgestaltung. Zugleich verlieren aber auch die Bürger des DRIS, also die letztendlich Rege-
lungsbetroffenen, die Möglichkeit, am politischen Prozeß der Regelsetzung und an der Kon-
trolle der Regelexekution durch Parlamentswahlen mitzuwirken.2 Durch diesen Entzug
klassischer Partizipations- und Kontrollmöglichkeiten stellt sich nun zum einen die Frage
nach den Auswirkungen dieses Verlusts auf die Legitimität des DRIS selbst; zum anderen
bringt die Denationalisierung aber auch neue Regierungsformen auf der internationalen Ebene
hervor, deren Legitimationsgrundlage außerordentlich prekär ist. Die öffentlichen Proteste bei
Gipfeltreffen der Welthandelsorganisation (WTO), der Weltbank und der Europäischen Uni-
on (EU) werden gemeinhin als Ausdruck eines Legitimationsdefizits dieser Organisationen
gedeutet.

Legitime politische Herrschaft ist in Abraham Lincolns vielzitierten Worten „government
of the people, by the people and for the people“.3 Dem Grundsatz der Volkssouveränität
zufolge ist Demokratie eine Form der öffentlichen Willensbildung und Entscheidungsfindung,
bei der alle betroffenen Personen gleiche und wirksame Einflußmöglichkeiten haben.4 Der

                                                                
1 Ich danke dem Hanse Wissenschaftskolleg in Delmenhorst (HWK) für seine Unterstützung.

Ohne diese tatkräftige und schnelle Hilfe wäre es nicht möglich gewesen, diesen Antrag im Au-
gust und September 2002 im Austausch mit der Bremer Initiativgruppe zu entwickeln, zu
schreiben und rechtzeitig abzuschließen.

2 Internationale Organisationen sind formaljuristisch durch die (demokratisch) gewählten Regie-
rungen der Mitgliedstaaten legitimiert. Obwohl die politischen Entscheidungen der IOs sich d i-
rekt auf die Bürger auswirken, haben IOs also nur eine indirekte, von Nationalstaaten entlie-
hene Legitimität.

3 „Legitimität“ wird hier im normativen Sinne gebraucht, nämlich als „Zustimmungswürdigkeit“
oder „rat ionale Akzeptierbarkeit“ (Habermas 1973, 1992; Manin 1987).

4 Im klassischen Modell des DRIS ist der Grundsatz der Volkssouveränität mit dem Verfassungs-
konzept verknüpft: Politik kann nur in dem Maße Legitimität beanspruchen, wie sie die
grundrechtlich definierten Allgemeininteressen der Bürger respektiert und fördert. Demokratie
und Verfassung verbinden sich in einem „praktischen Zirkel“ (Gerstenberg 1997): Das Recht,
das als ‚höherrangiges Recht‘ die Politik diszipliniert, kann nur eine wiederum politische
Grundlage haben in der Praxis der demokratischen Selbstherrschaft freier und gleicher Bürger.
Die Internationalisierung von Staatlichkeit muß diesen Zusammenhang von Demokratie und
Verfassung zentral berühren. Zur Konstitutionalisierung internationalen Regierens siehe vor
allem die Teilprojekte A1 und A2.
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Wandel von Staatlichkeit auf der Entwicklungsachse „national-international“ verändert den
Zusammenhang von Demokratie, Legitimität und politischer Partizipation. Doch wie läßt
sich die Idee demokratischer Selbstherrschaft auf internationale Ordnungen übertragen? Wel-
che Konsequenzen hat es für die demokratische Qualität der Politik, wenn sie jenseits des
demokratischen Nationalstaates erfolgt? In diesem Teilprojekt B55 wird also innerhalb des Sfb
gefragt: Welche Möglichkeiten demokratischer Selbstbestimmung haben sich in den
letzten Jahrzehnten jenseits des DRIS herausgebildet und an welche Entwicklun-
gen kann in konstruktiver Absicht angeknüpft werden, wenn es um die Ausbildung
von Demokratie jenseits des Nationalstaates geht?

Die Verlagerung von politischer Herrschaft auf die inter- oder supranationale Ebene wird
gemeinhin als klarer Verlust an demokratischer Qualität gedeutet. Die meisten Autoren, die
ein ‚Demokratiedefizit‘ oberhalb des Nationalstaates beklagen, gehen implizit oder explizit
vom Prinzip der parlamentarischen Repräsentation aus (Lord/Beetham 2001). Parlamente
gelten als legitimising agencies, weil sie die subjektiven Präferenzen der Bürger gleichmä-
ßig berücksichtigen (nach dem Muster: eine Frau/ein Mann, eine Stimme), aggregieren und
somit die Adressaten der Gesetze im Prozeß der Gesetzgebung formal repräsentieren.6

Obwohl es an Vorschlägen zu einer Parlamentarisierung internationalen Regierens nicht
mangelt, dürfte das demokratische Defizit von Regieren jenseits des Nationalstaates realisti-
scherweise und in absehbarer Zukunft auf dem Wege der parlamentarischen Repräsentation
kaum zufriedenstellend zu beheben sein. Angesichts der längst gegebenen Internationalisie-
rung politischer Herrschaft, und damit dem sich verstärkenden Trend zur „postparlamentari-
schen Demokratie“ (Benz 1998) stellt sich also die Frage: Kann es der Idee kollektiver Selbst-
bestimmung auf andere Weise gelingen, ihre nationalstaatliche Engführung zu überwinden und
sich eine neuartige, ‚denationalisierte‘ Grundlage zu schaffen? Die entscheidende Frage ist da-
bei, ob und wie der Verlust an parlamentarischer Repräsentation durch andere Formen politi-
scher Partizipation, die demokratische Einfluß- und Kontrollchancen der Betroffenen sicher-
stellen, kompensiert werden kann. Ferner ist zu fragen, ob diese politische Partizipation jen-
seits des Nationalstaates in der Lage ist, neuartige solidarische Orientierungen zu erzeugen, die
nationale Grenzziehungen überschreiten und sich entlang der Linien funktionaler Differenzie-
rung entwickeln, beispielsweise durch eine demokratische Willensbildung in internationalen
policy-Netzwerken. Hier ist vor allem an Partizipation durch zivilgesellschaftliche Akteure

                                                                
5 Dieser Antrag hatte zunächst die Kennziffer B2 und wurde später als B5 in die Gesamtarchi-

tektur eingefügt.
6 Viele Autoren weisen in diesem Zusammenhang auch auf das Fehlen einer kollektiven Identität

jenseits des Nationalstaats hin. Ein präexistentes Gemeinwesen – und die damit einhergehende
solidarische Orientierung – gilt vielen als eine zentrale Bedingung für die Verwirklichung d  e-
mokratischer Zielsetzungen auf der Grundlage des Mehrheitsprinzips (so Scharpf 1998; Streeck
1998; Offe 1998).
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zu denken, und zwar dann, wenn sie bestimmte Formen annimmt, nämlich deliberative For-
men.

In diesem Teilprojekt sollen deshalb die Partizipationsformen zivilgesell-
schaftlicher Akteure im politischen Prozeß internationaler Organisationen durch
eine umfassende empirische Bestandsaufnahme systematisch erkundet werden.
Ausgehend von diesen Erkenntnissen soll zugleich in normativer Hinsicht das Le-
gitimationspotential zivilgesellschaftlicher Beratungs- und Entscheidungsbeteili-
gung für demokratisches Regieren jenseits des DRIS untersucht werden. Daran an-
knüpfend sollen Vorschläge für eine institutionelle Neugestaltung internationaler
Organisationen formuliert werden, die darauf zielen, daß das Grundrecht auf de-
mokratische Selbstbestimmung auch verwirklicht werden kann.

3.3.2 Stand der Forschung
Legitimation, Deliberation und Partizipation

Modelle deliberativer Demokratie, die in den letzten zwei Jahrzehnten in der normativen poli-
tischen Theorie entwickelt wurden (s. u.a. Manin 1987; Habermas 1992; Cohen 1996;
Schmalz-Bruns 2000), aber auch zur Grundlage einiger empirischer Forschungen geworden
sind (s. u.a. Joerges/Neyer 1997; Eder/Trenz 2001), brechen mit der konventionellen Auffas-
sung, derzufolge das Ziel von Demokratie darin liegt, exogene Präferenzen der Bürger in par-
lamentarischen Körperschaften zu aggregieren.

Hier wird der Diskurs – also die (auf Dauer gestellte) Kommunikation im Sinne argumen-
tativer Auseinandersetzung – zum institutionellen Mittel der Erzeugung von Legitimität: Die
Teilnehmer am demokratischen Entscheidungsprozeß werden strukturell genötigt, Begrün-
dungen vorzubringen, die mit dem (falsifizierbaren) Anspruch ausgestattet sind, für alle Bür-
ger vernünftigerweise zustimmungswürdig zu sein (Habermas 1992). Die argumentative Aus-
einandersetzung erhöht die Rationalitätsstandards des politischen Prozesses, da sie die O f-
fenlegung von Informationen, Interessen und Werten sowie die Berücksichtigung des G e-
meinwohls bei der Entscheidungsfindung erfordert.

Deliberation verstanden als kooperative Wissenserzeugung und gemeinschaftliche
Problemlösung zwischen unterschiedlichen Akteuren – Staat, zivilgesellschaftlichen
Akteuren, Experten, Verbänden und Unternehmen – endogenisiert gewissermaßen deren Ein-
stellungen und Präferenzen, ermöglicht dadurch neue Kombinationen von Interessen und Po-
sitionsveränderungen und setzt auf diese Weise Lernprozesse in Gang.7 Dabei hat der ‚inter-

                                                                
7 Deliberation setzt keine vorpolitische kollektive Identität voraus, sondern zwingt dazu, refle-

xiv zu Fragen, die im allgemeinen Interesse liegen, Stellung zu nehmen und erzeugt solidarische
Orientierungen, die vorgefundene Gemeinschaften transzendieren können (Habermas 1998).
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pretative Pluralismus‘8 der unterschiedlichen Akteure im deliberativen Prozeß einen intrinsi-
schen (epistemologischen) Wert für die Entscheidungsfindung (Nanz 2001): Das zeigt sich
besonders bei komplexen Problemlagen wie beispielsweise der Risikoregulierung.9 Zentral ist
dabei das Prinzip der Einbeziehung der Anliegen und des Kontextwissens der Regelungsbe-
troffenen in den politischen Kommunikationsprozeß (Young 2000). Statt parlamentarischer
Interessenaggregation rücken das Erfordernis partizipatorischer und offener Prozeduren
sowie die diskursiv hergestellte Qualität von Regelsetzung in den Mittelpunkt. Es ist vor
allem der diskursive Charakter vorangegangener Beratungen, der der Mehrheitsentscheidung
im politischen Prozeß ihre legitimierende Kraft verleiht. Der normative Kern des demokrati-
schen Repräsentationsprinzips liegt somit in der Idee der Rechtfertigungsverpflichtung g e-
genüber Bürgern, die von einer Entscheidung betroffen sind (Schmalz-Bruns 1999: 200).

Parlamente und Parteien fungieren im Modell deliberativer Demokratie zwar als politi-
sche Vermittlungssysteme der informellen Meinungs- und Willensbildung der Bürger (Haber-
mas 1992: 432). Sie sind aber nicht mehr conditio sine qua non für legitimes Regieren,
wenn man die demokratisch-partizipatorische Dimension von Willensbildung betont, also e t-
wa die effektiven Teilhabeansprüche kollektiver Akteure auf der Ebene der Formulierung und
Implementierung einzelner policies in den Politik-Arenen.

Die Idee der ‚partizipatorischen Demokratie‘ (Cohen/Rogers 1992; Hirst 1994) stellt ra-
dikaler als Habermas die gesellschaftliche Selbstregierung in den Vordergrund. Sie hebt im
Rahmen eines egalitären Verständnisses von Demokratie die Bedeutung kollektiver Akteure
bei der Beförderung einer ergebnisorientierten und effizienten Politik der Problemlösung her-
vor. Parlamentarische Formen der Demokratie verlieren gegenüber assoziativen Formen der
Demokratie an Bedeutung. In einer ‚direkt-deliberativen Polyarchie‘ übernimmt die – in funk-
tional differenzierten Subsystemen sich herausbildende – Weltgesellschaft die Fähigkeit zur
kollektiven Problemlösung (Cohen/Sabel 1997). Politische Entscheidungen sollen dabei in öf-
fentlicher Auseinandersetzung und weitestgehend in lokalen Foren fallen, an denen alle B e-
troffenen teilnehmen können. Das lokale und kontextimmanente Wissen der gesellschaftlichen
Akteure erzeugt ein eigenes case law gelungener Problembewältigungsprozesse (gesell-
schaftlicher Konstitutionalismus).

Auch in der Idee der ‚reflexiven Demokratie‘ (Schmalz-Bruns 1995) wird der Anspruch
auf erweiterte Partizipation hervorgehoben und an eine problem- und ergebnisbezogene, expe-
rimentelle Politik gekoppelt, allerdings aus einer eher institutionell-politischen Perspektive:
Die arbeitsteiligen Prozesse der Gesetzgebung, Regierung und Rechtsprechung sollen durch
einen erweiterten reflexiven Mechanismus so aufeinander bezogen werden, daß sich das Ideal

                                                                
8 Dieser ethische, kulturelle und ideologische Pluralismus tritt freilich in inter- und transnatio-

nalen Willensbildungsprozessen verstärkt auf (Nanz 2000a).
9 Hier ergeben sich Querverbindungen zu der in der Forschung über internationale Regime g e-

führten Diskussion über epistemic communities (vgl. z.B. Hasenclever u.a. 1997: 149-152).
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demokratischer Assoziationen mit der substantiellen Vorstellung deliberativer, gemeinwohl-
orientierter Entscheidungsverfahren verbinden läßt.

Das Modell deliberativer Demokratie ist auch auf transnationale politische Ordnungen
übertragen worden (Habermas 1998; Bohman 1999; Benhabib 1999; Cohen 1999; Schmalz-
Bruns 2000; Gerstenberg/Sabel 2001). In der Literatur zur EU als dynamischem Mehrebenen-
system ist das deliberative Paradigma prominent geworden, wobei hier die prozedurale Di-
mension von Politik betont wird, nicht aber die Beteiligung der von den potentiellen Rege-
lungen betroffenen zivilgesellschaftlichen Akteure am politischen Prozeß. Im ‚deliberativen
Supranationalismus‘ gilt eine hohe Qualität der Begründungen in transnationalen Beratungs-
und Entscheidungsprozessen empirisch und normativ als wichtige Legitimationsressource. So
werden deliberative Politik-Arenen10 als legitimising agencies transnationaler governan-
ce angesehen. In diesem Sinne sind die institutionellen Mechanismen im Mehrebenensystem
der Europäischen Union untersucht worden, insbesondere die Beratungen in unabhängigen
Expertengremien, die supranationalen Implementationsnetzwerke und die Komitologie (Joer-
ges/Neyer 1997).

In republikanischer Tradition wird hingegen der Zivilgesellschaft als Ort der Interessenar-
tikulation und Problemthematisierung in der post-parlamentarischen polis eine zentrale Rolle
zugeschrieben (s. u.a. Barber 1999; Cohen/Arato 1992; Walzer 1992).11 So hat auch die Ent-
stehung von „neuen sozialen Bewegungen“, die über die Beeinflussung der öffentlichen Mei-
nung auf staatliche Entscheidungszentren Druck ausüben (Klein u.a. 1999; Brunnengrä-
ber/Walk 1997), großes Interesse gefunden. Zivilgesellschaftliches Engagement erscheint vie-
len Autoren als zeitgemäße Option demokratischer Selbstregierung und wird vielfach im Hin-
blick auf die Demokratisierung der ex-sozialistischen Staaten in Mittel- und Osteuropa sowie
in Lateinamerika herausgestellt (Keane 1998; Baker 2002).

In analoger Weise ist behauptet worden, daß die im Entstehen begriffene europäische
bzw. internationale Zivilgesellschaft zur Demokratisierung von Regieren jenseits des Natio-

                                                                
10 Diese Politik-Arenen können nur dann als deliberativ bezeichnet werden, wenn die Entschei-

dungsfindung durch Zirkulation von Äußerungen zustande kommt, deren Geltungsansprüche
durch Rechtfertigungen gestützt werden. Im politischen Deliberationsprozeß geht es darum,
öffentlich Gründe zu finden, die einen Vorrang vor den ‚privaten‘ Präferenzen und Überzeu-
gungen der Betroffenen beanspruchen und damit das Gemeinwohl – den Nutzen der anderen
Mitglieder des Gemeinwesens – berücksichtigen.

11 Ähnlich werden in der gegenwärtigen amerikanischen Verfassungsdebatte die Prämissen eines
‚zivilgesellschaftlichen Republikanismus‘ diskutiert (Ackerman 1991; Michelman 1999; Sun-
stein 1988). Die Validierung von Recht als ‚selbstgegebenes Recht‘ hängt hier von der Exis-
tenz eines zivilgesellschaftlichen Begründungsprozesses ab, der im deliberativen Prozeß zu
Verfassungsinterpretationen führt, die für alle Betroffenen vernünftigerweise akzeptabel sind.
Diese Idee ist auf supranationaler, europäischer Ebene von Paul Craig (1997) entwickelt wor-
den.
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nalstaates beiträgt, indem sie Gemeinwohlinteressen in den politischen Prozeß hinein vermit-
telt (Colas 2002; Imig/Tarrow 2001; Kößler/Melber 1993). Allerdings werden dabei vor-
nehmlich die Bewegungsakteure als die primären Trägergruppen weitergehender Demokrati-
sierungsprozesse verstanden. Im Vordergrund steht hier die zivilgesellschaftliche Öffentlich-
keit und nicht die institutionellen Voraussetzungen für eine zivilgesellschaftliche Parti-
zipation12 in internationalen – vorwiegend intergouvernmental und bürokratisch geprägten –
Politikprozessen. Institutionelle Offenheit für zivilgesellschaftliche Partizipation am Bera-
tungs- und Entscheidungsprozeß ist aber eine entscheidende Vorbedingung für eine Demokra-
tisierung internationalen Regierens (de Búrca 2002; De Schutter 2002; Curtin 2002a; Heinelt
1998).13 Ein adäquates Modell partizipatorisch-deliberativer Demokratie müßte daher die
internationalen Foren als Schnittstellen von politischen Institutionen und Zivilgesellschaft ins
Zentrum der Analyse rücken. Regieren jenseits des DRIS könnte – obgleich nicht repräsenta-
tiv-parlamentarisch – nach diesem Modell unter bestimmten prozeduralen und partizipa-
torischen Voraussetzungen demokratisch legitimiert sein.

Die internationale Zivilgesellschaft

Während transnationale Beziehungen14 und transnationale Akteure bereits seit den 1970er
Jahren ein politikwissenschaftliches Thema sind (Keohane/Nye 1972), spricht man von einer
‚internationalen Zivilgesellschaft‘ oder einer international civil society erst seit Anfang
der 1990er Jahre (s. u.a. Lipschutz 1992; Shaw 1994a).15 Was man genau darunter zu verste-
hen hat, ist jedoch in der Literatur umstritten.16

                                                                
12 Partizipation wird hier verstanden als „providing the opportunity to the organisations of civil

society to shape an opinion-forming and decision-making process in accordance with demo-
cratic principles“ (De Schutter 2002: 14). Dieser Begriff wird mit Bezug auf gesellschaftliche
Organisationen bzw. „Bewegungen“ gebildet. Demgegenüber scheint der (deutsche) juristische
Begriff stärker individualisiert geschnitten zu sein: „‚Participation‘ constitutes an umbrella
term of public law, covering many different forms of citizens’ participation in state functio-
ning. As a rule, these forms of involvement are not derived from the rights and interests of
the individual, but rather from, in the wider sense, the democratic claims of those ‚affected‘
(betroffen).“ (Vitzthum 1987: 161f.) Dabei geht es allerdings, etwa bei der Mitbestimmung,
auch um die institutionelle Integration von Organisationen.

13 Damit ist nicht gesagt, daß die Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure in den Politikprozeß
eine hinreichende Bedingung für die Entstehung einer postnationalen Demokratie ist. Sie ist
aber in jedem Fall als notwendige Bedingung anzusehen.

14 Darunter versteht man üblicherweise all diejenigen Formen grenzüberschreitender Beziehun-
gen, an denen auch nicht-staatlich organisierte Akteure beteiligt sind (Risse-Kappen 1995a:
3).

15 Unter Akteuren dieser internationalen Zivilgesellschaft versteht Martin Shaw transnational
agierende Gruppen mit freiwilliger Mitgliedschaft, die spezifische Interessen verfolgen und die-
se gegenüber Regierungen und gegenüber öffentlichen internationalen Organisationen vertre-
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Nicht selten findet man eine Gleichsetzung der internationalen Zivilgesellschaft mit idea-
listisch motivierten Nichtregierungs-Organisationen und sozialen Bewegungen (Civicus
Staff/Akuhata-Brown 1999). Diese konzeptuelle Verengung ist mit dem Argument kritisiert
worden, daß sie nur einen sehr kleinen Teil der tatsächlich tätigen zivilgesellschaftlichen Ak-
teure erfaßt und außerdem den Begriff der ‚Zivilgesellschaft‘ in unhaltbarer Weise moralisch
auflädt.17 Würde man jedoch Zivilgesellschaft rein empirisch anhand der Kriterien der nicht-
öffentlichen Rechtsform und des transnationalen Agierens mit dem Ziel der Einflußnahme auf
Entscheidungen in der öffentlichen Sphäre definieren, dann könnten sich im Extremfall selbst
kriminelle Vereinigungen als Teil der internationalen Zivilgesellschaft qualifizieren.18

Dieses kontra-intuitive Beispiel verweist darauf, daß die Idee einer Zivilgesellschaft im-
mer auch einen normativen und nicht nur einen deskriptiven Gehalt hat (Eder 1999), zumin-
dest in dem Sinne, daß ihre Akteure Rechtsordnungen respektieren und zum Ziel haben, e  t-
was der Gesellschaft Förderliches zu leisten. In dem hier vorliegenden Teilprojekt wird dar-
über hinausgehend die theoriegeleitete Annahme gemacht, daß zivilgesellschaftliche Akteure
potentiell durch Partizipation an deliberativen Politikprozessen zur Legitimität internationa-
len Regierens beitragen können. Für die Zwecke dieser Untersuchung soll daher bei der Ab-
grenzung des Begriffes ‚internationale Zivilgesellschaft‘ ausschlaggebend sein, wer sich tat-
sächlich an Beratungs- und Entscheidungsprozessen in bereits vorhandenen internationalen
Institutionen beteiligt.

                                                                                                                                               
ten. Demzufolge hat Shaw (1994b: 650) versucht, die Mitglieder der internationalen Zivilge-
sellschaft folgendermaßen zu typisieren:
- formale Organisationen, die nationale Institutionen wie Gewerkschaften, Kirchen, Parteien,

Medien, Arbeitgeber usf. verbinden,
- informelle Verbindungen sozialer Bewegungen, etwa die Frauenbewegung, die Schwulenbewe-

gung oder jüngst ATTAC, und
- global organisierte und tätige Organisationen wie Greenpeace oder Amnesty International.
Daneben werden bisweilen aber auch lokal oder regional organisierte – und somit nicht trans-
national agierende – Nichtregierungs-Organisationen als Mitglieder einer internationalen Zi-
vilgesellschaft angesehen (so etwa in Lipschutz/Mayer 1996).

16 Für einen Abriß der historischen Entwicklung des Begriffs Zivilgesellschaft im allgemeinen
siehe Castiglione (1998). Eine Sammlung von Definitionsversuchen für die internationale Zi-
vilgesellschaft findet sich auf der Website des Centre for the Study of Global Governance an
der London School of Economics (s. http://www.lse.ac.uk/Depts/global/Year-
book/definitions.htm).

17 Ronit und Schneider (2000) vermeiden aus diesem Grund den Begriff der Zivilgesellschaft und
sprechen stattdessen allgemeiner von ‚privaten Organisationen‘ als Akteuren der global go-
vernance.

18 So ist die Frage diskutiert worden, ob die russische Mafia als ‚privater Akteur‘ in den internat i-
onalen Beziehungen gedeutet werden könnte (Reinalda u.a. 2001).



B5 12 Bereich B: Die Zukunft des
Nanz demokratischen Nationalstaates

So nahmen am Public Symposium über die Doha-Runde der WTO neben einer großen
Mehrheit an zivilgesellschaftlichen Organisationen und Interessenverbänden auch einige pri-
vate Wirtschaftsunternehmen teil.19 Aus diesem Grunde sollte man Privatunternehmen nicht
kategorisch von der Untersuchung ausschließen.20 Sie gelten aber nur dann als Teil der interna-
tionalen Zivilgesellschaft, wenn sie an einem öffentlichen Diskurs teilnehmen, der grundsätz-
lich unter der Bedingung der Rechtfertigung eigener Argumente im Lichte der Gemeinwohlori-
entierung stattfindet (Gerstenberg 2002).21

Eine durch die Teilnahme an öffentlichen Diskursen definierte Zivilgesellschaft, zu der
prinzipiell auch Individuen und einzelne Unternehmen gehören können, ist jedoch konzeptu-
ell weiter zu unterscheiden von zivilgesellschaftlichen Organisationen, hier im folgenden
ZGOs genannt.22 ZGOs sind üblicherweise in den stärker formalisierten und institutionali-
sierten Regelungsprozessen bei internationalen Organisationen klar privilegiert, beispielsweise
im Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaft, oder im Wirtschafts-
und Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC).23 Wenn in der akademischen Literatur (und
nicht nur dort) von Legitimationsressourcen im Zusammenhang mit ZGOs die Rede ist, so ist
damit gemeint, daß diese Organisationen als Vermittler zwischen den Regelungsbetroffenen
und der regelsetzenden Instanz wirken, und zwar in dem Sinn, daß sie die Interessen und
Werte der stakeholder in politische Argumente fassen und in den Regelsetzungsdiskurs der
IOs einbringen. In Anlehnung an die bei der EU gebräuchliche Definition (Europäische Kom-
mission 2002; Smismans 2002: 14f.) sollen in der vorliegenden Untersuchung folgende Orga-
nisationen als zivilgesellschaftliche Organisationen (ZGOs) bezeichnet werden:

                                                                
19 Das Public Symposium der WTO zur Agenda der Doha-Runde (Genf, 29.4.-1.5.2002) war eine

der größten Veranstaltungen dieser Art. Zum Programm und für eine Liste der beteiligten Or-
ganisationen s. http://www.wto.org/english/tratop_e/dda_e/symp_devagenda_02_e.htm.

20 Peter Mayer, ein Mitarbeiter des Teilprojektes, hat sich in seiner Dissertation (2001) mit in-
ternationalen Rohstofforganisationen beschäftigt, in denen private Interessenvertreter (Han-
del, verarbeitende Industrie usf.) eine gewichtige, quasi-institutionalisierte Rolle spielen.

21 Damit fallen informelle und nicht-öffentliche Lobbying-Aktivitäten von Privatunternehmen
nicht unter zivilgesellschaftliches Engagement (Habermas 1992: 443f.).

22 Zu der zunehmenden Bedeutung von ZGOs beim Zustandekommen und bei der Umsetzung völ-
kerrechtlicher Abmachungen bis hin zur partiellen Völkerrechtssubjektivität vgl. Vitzthum
(2001b: 17f. Rdnr. 19).

23 Angesichts der Vielfalt der Politiksetzungsprozesse und Themenfelder in der EU nimmt auch
die zivilgesellschaftliche Beteiligung an der governance der europäischen Institutionen unter-
schiedliche Formen an. Der bereits durch die Römischen Verträge geschaffene Wirtschafts-
und Sozialausschuß ist eine Besonderheit insofern, als ihm 222 Mitglieder nationaler ZGOs an-
gehören, die sich auf die drei Kategorien Arbeitgeber, Gewerkschaften und ,andere Interessen-
gruppen‘ verteilen (Smismans 2002). Die zivilgesellschaftliche Beteiligung in den Vereinten
Nationen wird vor allem durch den Artikel 71 der UN-Charta geregelt, beschränkt sich jedoch
weitgehend auf den Wirtschafts- und Sozialrat ECOSOC (Stoecker 2000).
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è die Arbeitsmarktparteien (Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände – auch „Sozial-
partner“ genannt);

è Vertretungsorganisationen im sozialen und wirtschaftlichen Bereich, die nicht Sozial-
partner im engeren Sinn sind (beispielsweise Verbraucherorganisationen);

è Organisationen, in denen Menschen gemeinsame Ziele verfolgen (Umweltorganisationen,
Menschenrechtsorganisationen, Wohlfahrtseinrichtungen usw.);

è CBOs (community-based organisations, also Organisationen, die aus der Mitte der
Gesellschaft entstehen und mitgliederorientierte Ziele verfolgen), z.B. Jugendorganisatio-
nen, Familienverbände; und

è Religionsgemeinschaften.

Die internationale Zivilgesellschaft und internationale Organisationen

Die Entstehung und die Aktivitäten von Akteuren, die als Teil der Zivilgesellschaft jenseits
des Nationalstaates gelten können, sind in den letzten Jahren Gegenstand einer intensiven
Debatte im Feld der Internationalen Beziehungen geworden.24 Diese empirische Diskussion
widmet sich vor allem der Frage, inwieweit ZGOs, verglichen mit staatlichen Akteuren, in der
internationalen Politik überhaupt eine Rolle spielen25 und welche Strategien die im materiellen
Sinne machtlosen ZGOs entwickeln, um das internationale Politikgeschehen zu beeinflussen.
Im Mittelpunkt der Analyse stehen hier üblicherweise ZGO-Aktivisten und sogenannte mo-
ral entrepreneurs (Keck/Sikkink 1998; Beiträge in Khagram u.a. 2002). Diese Akteure ver-
suchen sowohl die Politik bestimmter Staaten von außen zu beeinflussen, als auch die Ent-
scheidungen und politischen Programme internationaler Organisationen mitzugestalten. Selten
wird der Frage nachgegangen, inwieweit die inputs der ZGOs in den internationalen politi-
schen Prozeß selbst legitim sind (Schweitz 1995).

Im Hinblick auf die Verletzung international anerkannter Normen durch Staaten haben
dabei ZGO-Kampagnen zur Menschenrechtsproblematik und insbesondere der Kampf gegen
die Apartheid in Südafrika Aufmerksamkeit erfahren.26 Daneben hat sich die politikwissen-

                                                                
24 Eine aktuelle Bestandsaufnahme der empirisch orientierten Forschung zur internationalen Zi-

vilgesellschaft wird in einem Jahrbuch vorgenommen, das seit 2001 am Zentrum für die Erfor-
schung der Zivilgesellschaft an der London School of Economics zusammengestellt wird (An-
heier u.a. 2001). Daneben sind in jüngster Zeit gute Überblicksartikel zur Erforschung transna-
tionaler Akteure (Risse 2002) und zur normativen Debatte vorgelegt worden (Schmalz-Bruns
2001; Baker 2002: 115-129).

25 Typisch für diese Herangehensweise ist die folgende Fragestellung: „Non-State Actors in In-
ternational Relations: Do They Matter?“ (Reinalda u.a. 2001).

26 Was den Einfluß zivilgesellschaftlicher Akteure auf die Menschenrechtssituation in normver-
letzenden Staaten angeht sind mittlerweile zahlreiche Länder untersucht worden (s. u.a. For-
schungsgruppe Menschenrechte 1998; Risse u.a. 1999; Dommen 2002). Audie Klotz (1995,
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schaftliche Forschung auch dem Einfluß zivilgesellschaftlicher Akteure auf die internationale
Umweltpolitik zugewandt (s. u.a. Arts 1998; Lipschutz/Mayer 1996). Daneben gab es in der
letzten Zeit eine Reihe von Arbeiten zur direkten Zusammenarbeit von ZGOs und internatio-
nalen Organisationen im Politikfeld Entwicklungshilfe (s. u.a. Lindenberg/Bryant 2001; Tus-
sie/Casaburi 2000; Fisher 1997). Eine der interessantesten Erkenntnisse ist dabei, daß dank
der Mittlerrolle von ZGOs enge Kontakte zwischen internationalen Organisationen (beson-
ders der Weltbank) und der lokalen Bevölkerung entstanden sind und daß sich diese Kontakte
oftmals unter Umgehung staatlicher Regierungsapparate vollziehen (Nelson 2000).27 Ange-
sichts einiger beachtlicher Erfolge in der Durchsetzung von international akzeptierten Normen
gegen regelverletzende Staaten und angesichts der massiven öffentlichen Kritik an multilate-
ralen Organisationen wie der WTO wird die internationale Zivilgesellschaft mittlerweile gar
als ‚dritte Kraft‘ in der internationalen Politik gerühmt (Florini 2000).

In oftmals sehr detaillierten Fallstudien befaßt sich die Literatur auch mit der institutio-
nalisierten Partizipation von ZGOs bei spezifischen internationalen Organisationen. Die ein-
schlägige empirische Forschung der europäischen Mehrebenenpolitik hat vor allem die korpo-
ratistische Interessenvertretung und die informellen Formen des Lobbying untersucht (s. u.a.
Wallace/Young 1997; Kohler-Koch 1997; Schmitter 1998), freilich selten aus einer normativ-
demokratie-theoretischen Perspektive. Erst mit dem Aufkommen der Legitimationsdebatte in
den 1990er Jahren ist auch das normative Potential zivilgesellschaftlicher Beteiligung in den
europäischen Institutionen thematisiert worden, nicht zuletzt im Weißbuch Europäisches
Regieren, in dem sich die Europäische Union ausdrücklich einer verstärkten Einbindung der
Zivilgesellschaft verschrieben hat (Europäische Kommission 2001).28 Auch die Europäisie-
rung von Organisationen des Nichtregierungs-Sektors hat Aufmerksamkeit erfahren.29 Insge-

                                                                                                                                               
2002) hat den Einfluß transnationaler ZGO-Akteure im Detail an der Situation in Südafrika
studiert.

27 Das soll aber nicht heißen, daß Staaten generell in der Entwicklungszusammenarbeit mit IOs
an Einfluß verlieren, insbesondere dann nicht, wenn es um die Aushandlung von Großkrediten
und um die Konditionen der Kreditaufnahme geht (Acuña/Tuozzo 2000).

28 Siehe auch die Datenbank „Consultation, the European Commission and Civil Society (CONE-
CCS)“ und das Papier „Konsultationsdokument: Hin zu einer verstärkten Kultur der Konsulta-
tion und des Dialogs – Vorschlag für allgemeine Grundsätze und Mindeststandards für die Kon-
sultation betroffener Parteien durch die Kommission“, KOM (2002) 277 endg.. In dem „Pro-
tokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit“ zum
Amsterdamer Vertrag (1997) wird in Ziffer 9, Spiegelstrich 1 festgehalten: „Unbeschadet ihres
Initiativrechts sollte die Kommission vor der Unterbreitung von Vorschlägen für Rechtsvor-
schriften außer im Falle besonderer Dringlichkeit oder Vertraulichkeit umfassende Anhörungen
durchführen und in jedem geeigneten Fall Konsultationsunterlagen veröffentlichen.“

29 Prof. Jürgen Kocka bereitet derzeit am Wissenschaftszentrum Berlin (im Rahmen des Sechs-
ten Forschungsrahmenprogramms der EG) ein großes Forschungsprojekt zur Herausbildung ei-
ner Europäischen Zivilgesellschaft vor.
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samt wurde der EU eine klare Tendenz in Richtung erweiterter Partizipationsmöglichkeiten
zugesprochen (Schramm 1995; Magnette 2001; Armstrong 2001). Dazu wurden auch einige
Reformvorschläge unterbreitet (De Schutter 2002; Dehousse 2001).

Auch die Partizipationsmöglichkeiten bei den Vereinten Nationen sind immer wieder Ge-
genstand politologischer Untersuchungen – nicht zuletzt, weil ZGOs dort bereits seit der
Gründung der Weltorganisation 1945 eine formale Akkreditierung erhalten konnten und ihnen
in Artikel 71 der Charta Konsultationsrechte zugesichert worden waren (Weiss/Gordenker
1996; Willetts 2000b; Alger 2002, Stoecker 2000).30 In den Bretton Woods-Organisationen,
die sich mit internationalen Wirtschaftsfragen befassen und die immer schon stark abgeschot-
tet und damit intransparent waren, wurden zivilgesellschaftliche Partizipationsmöglichkeiten
erst in jüngerer Zeit geschaffen – oft unter dem Druck der ZGOs und der Medienöffentlich-
keit (Tussie/Riggirozzi 2001). Veränderungsdruck erzeugten auch einige eklatante Fehlleistun-
gen dieser Organisationen selbst, etwa das Versagen des Internationalen Währungsfonds in der
asiatischen Wirtschaftskrise 1997, das nicht zuletzt auch auf mangelnde Transparenz und
fehlende Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Akteuren zurückgeführt wurde (Van Hout-
ven 2002).

Die WTO ist wegen der Ausweitung ihrer Agenda und der immer deutlicher werdenden
Verschränkung von Handelsfragen mit Themen wie Entwicklung, Umweltschutz und Men-
schenrechten in ganz besonderem Maße gedrängt worden, sich der Zivilgesellschaft zu öffnen
und ihre Entscheidungsprozesse transparenter zu machen (Marceau/Pedersen 1999; Slaughter
2001; Dommen 2002): Zumindest die Transparenz ihres politischen Prozesses hat die WTO
jüngst durch verbesserten Dokumentenzugang erhöht31, unter anderem auch durch eine exten-
sive Nutzung des Internets. Über das Netz wurden in der WTO seit den späten 1990er Jah-
ren einige neuartige Konsultationsforen geschaffen, beispielsweise themenspezifische Sympo-
sien mit ZGO-Vertretern zu Fragen wie ‚Handel und Umwelt‘. Außerdem dürfen ZGO-
Vertreter mittlerweile an Plenarsitzungen der WTO-Ministerkonferenzen teilnehmen, und
selbst im Streitschlichtungsverfahren können sie im Rahmen sogenannter amicus curiae
briefs angehört werden (v. Bogdandy 2001; Howse 2002; Mavroidis 2002; Steger 2002).
Trotz einer zunehmend kooperativen Grundhaltung bleiben die Möglichkeiten einer direkten
zivilgesellschaftlichen Partizipation in der WTO aber weiterhin begrenzt (Willetts 2000a).

Insgesamt betrachtet hat sich die Situation in den funktionalen Organisationen der glo-
bal governance im letzten Jahrzehnt im Hinblick auf Transparenz und Beteiligung verbes-
sert, auch wenn nach wie vor große Defizite bestehen und manche Reformen durch die rapide
Ausweitung der Agenda dieser Institutionen konterkariert werden (Woods/Narlikar 2001).

                                                                
30 Darüber hinaus sind inzwischen auch die Folgen dieser zunehmenden Einbindung in institutio-

nalisierte Kooperation für die ZGOs selbst thematisiert worden (Martens 2001).
31 Vgl. World Trade Organization, „Procedures for the Circulation and Derestriction of WTO

documents“, Decision of 14 May 2002, WTO document WT/L/452.
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Fazit

In den letzten Jahren wurde eine umfangreiche Literatur zur demokratischen Legitimität inter-
nationalisierten Regierens sowie zur Partizipation der Zivilgesellschaft in internationalen Or-
ganisationen vorgelegt. Obwohl es zwischen der normativen und der empirischen Literatur
einige Anknüpfungspunkte gibt, ist in der politikwissenschaftlichen Analyse bisher kaum der
Versuch gemacht worden, diese beiden Herangehensweisen zu verbinden. Normativ orientierte
Autoren haben interessante Modelle vorgelegt, die sich jedoch oft nicht hinreichend klar auf
die institutionelle Wirklichkeit beziehen. Die empirische Forschung bleibt dagegen in den
meisten Fällen recht detail- und fallstudienverliebt. Außerdem fragen empirische Arbeiten vor
allem nach den Bedingungen erfolgreicher Einflußnahme auf internationale Organisationen,
und zwar allein aus der Perspektive dieser Akteure, und beruhen oftmals auch auf der implizi-
ten Annahme, daß ZGOs per se legitime Ziele verfolgen. Durch diese Konzentration auf po-
litische Strategien bleibt in vielen Fällen jedoch im Dunkeln, ob – und wenn ja, wie – zivil-
gesellschaftliche Partizipation die demokratische Qualität internationalen Regierens tat-
sächlich erhöht.

Um die Frage nach dem Legitimationspotential zivilgesellschaftlicher Beteiligung am Re-
gieren jenseits des Nationalstaates zufriedenstellend zu beantworten, müssen empirische E r-
hebungen systematisch auch aus einer demokratietheoretischen Perspektive untersucht wer-
den. Hier besteht noch erheblicher Forschungsbedarf. In dem vorliegenden Teilprojekt wird
deshalb das Ziel verfolgt, den Nexus von internationalisiertem Regieren, Partizipation und
demokratischer Legitimität systematisch zu erkunden und dabei die empirische und die nor-
mative Perspektive eng zu verknüpfen. Insbesondere gilt es Folgendes zu leisten:
è eine systematische, empirische Bestandsaufnahme bestehender Partizipationsformen

und -möglichkeiten für zivilgesellschaftliche Akteure bei internationalen Organisationen;
è eine detaillierte Analyse der tatsächlichen Effekte dieser Partizipation auf die Beratungs-

qualität in internationalen Organisationen;
è eine kritische Analyse der Beratungs- und Entscheidungsprozeduren innerhalb der betei-

ligten ZGOs selbst;
è eine normative Bewertung der empirischen Partizipationsformen in IOs aus demokratie-

theoretischer, hier also partizipatorisch-deliberativer Perspektive; und
è anknüpfend an die normative Bewertung eine Entwicklung institutioneller Reformvor-

schläge.

3.4 Eigene Vorarbeiten

Patrizia Nanz hat zu theoretischen und konzeptionellen Fragen von Demokratie und Verfas-
sung jenseits des Nationalstaates gearbeitet, und zwar insbesondere am Beispiel einer euro-
päischen Öffentlichkeit (Nanz 2000a,b). Daraus ging auch ein Vorschlag zur institutionellen
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Reform der parlamentarischen Demokratie in der EU hervor (2000c). In ihrer Promotion am
Europäischen Hochschulinstitut (EHI) in Florenz hat die Antragstellerin einen ‚interdiskursi-
ven‘ Begriff von Deliberation entwickelt, in dem der ethische, kulturelle und ideologische Plu-
ralismus in einem transnationalen Willensbildungsprozeß ernst genommen wird (2001). Dabei
konnte sie auf sprachphilosophische Studien zurückgreifen, die inzwischen zur Veröffentli-
chung anstehen (2002). Diese Arbeiten zum Problem demokratischer Deliberation unter den
Bedingungen der Diversität von Standpunkten und der Komplexität von Problemlagen liefern
eine theoretische Grundlage für ein empirisches Forschungsprojekt zur Legitimation transna-
tionaler governance regimes, insbesondere zum Legitimationspotential deliberativer Bera-
tungs- und Entscheidungsarenen. Nach ihrer Promotion hat sie in der Max-Planck-
Projektgruppe „Recht der Gemeinschaftsgüter“ (Bonn) und am Centre for the Study of De-
mocracy (Westminster University, London) begonnen, die „Methode der Offenen Koordinie-
rung“ in der Europäischen Union (2003b) sowie die Risikoregulierung in der Welthandelsor-
ganisation vergleichend zu erforschen (2003a). Die beiden letztgenannten Arbeiten sind kon-
zeptionelle und empirische Beiträge, durch die die hier geplante Untersuchung vorbereitet
wurde.

Jens Steffek , der in der Ergänzungsausstattung als zentraler Mitarbeiter für dieses Teil-
projekt vorgesehen ist, hat am EHI über die Bedeutung von Gerechtigkeitsnormen in interna-
tionalen Verhandlungen promoviert. Dabei hat er unter anderem den Einfluß zivilgesellschaft-
licher Akteure empirisch untersucht (2002). Er hat sich außerdem in theoretischer Perspekti-
ve mit der diskursiven Legitimation internationalen Regierens beschäftigt (2000, 2003) und
einen Vorschlag zur institutionellen Reform der Beratungsgremien in der WTO unterbreitet
(2001).

Literaturangaben zu den eigenen Vorarbeiten

Nanz, Patrizia (2000a) „L’Europa a più voci: una concezione dialogica della sfera pubblica“ Il
Mulino. Rivista bimestrale di cultura e di politica 390 (Juli-August) 641-652 (Englisch „Mul-
tiple Voices. A Dialogical Concept of the European Public Sphere“ Constellations [under re-
view])

– (2000b) „In-between Nations: Ambivalence and the Making of European Identity“ in Bo
Stråth, Hg. Europe and the Other, Europe as the Other Brüssel u.a.: P. Lang Verlag 279-309 (I-
talienisch „La costruzione ambivalente di un identità europea“ in Antonella Besussi & Luisa
Leonini, Hg. L’Europa tra società e politica. Integrazione europea e nuove cittadinanze Mai-
land: Edizioni Angelo Guerini 2001 51-72)

– (2000c) The Future of Parliamentary Democracy: Transition and Challenge in European Go-
vernance, Green Paper prepared with Tom Burns, Angela Liberatore, Yves Mény for the Con-
ference of the Speakers of EU Parliaments, Rom, 22.-24. September

– (2001) Europolis. Constitutional Patriotism beyond the Nation State, Florenz: EHI, Diss. phil.
(die italienische Übersetzung erscheint 2003 bei Feltrinelli Editore, Mailand; zur Zeit in Begut-
achtung bei Cambridge University Press und dem Suhrkamp Verlag)
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– (2002) „Die Pluralität von Bedeutung in sozialen Kontexten“ Deutsche Zeitschrift für Philoso-
phie (i. E.)

– (2003a) „Legitimation of Transnational Governance Regimes: Foodstuff Regulation at the
WTO“ in: Christian Joerges, Gunther Teubner & Inger-Johanne Sand, Hg. Constitutionalism
and Transnational Governance Oxford/Portland, OR: Hart Publishing (i. E.)

– (2003b) „Governance in the EU between Intergovernmentalism and Supranational Integration:
The open method of coordination and the problem of ‚translating‘ national policies“ in Dario
Castiglione, Hg. The Public Discourse of Law and Politics in Multilingual Societies Ox-
ford/Portland, OR: Hart Publishing (i. E.)

Steffek, Jens (2000) „The Power of Rational Discourse and the Legitimacy of International Go-
vernance“ Florenz: Europäisches Hochschulinstitut (EUI Working Papers, Robert Schuman
Centre for Advanced Studies 2000/46)

– (2001) „Free Trade as a Moral Choice?“ in European University Institute, Hg. Resolving and
Preventing US-EU Trade Disputes Florenz: Europäisches Hochschulinstitut 26-41

– (2002) Notions of Justice and Fairness in International Relations, Florenz: Europäisches Hoch-
schulinstitut, Diss. phil.

– (2003) „Sources of legitimacy beyond the democratic state – a view from international relat i-
ons“ in: Christian Joerges, Gunther Teubner & Inger-Johanne Sand, Hg. Constitutionalism and
Transnational Governance Oxford, Portland/OR: Hart Publishers (i.E.)

3.5 Arbeitsprogramm
(Ziele, Methoden, Arbeits- und Zeitplan)

3.5.1 Forschungsziele
Die Reichweite des Projektes

In diesem Projekt soll empirisch untersucht werden, in welchem Ausmaß zivilgesellschaftli-
che Beteiligung an den Beratungs- und Entscheidungsprozessen internationaler Organisationen
stattfindet und ob diese Beteiligung die Beratungs- und Begründungsqualität im politischen
Prozeß in einer Weise bestimmt, daß von einer Erhöhung der demokratischen Legitimation
internationalen Regierens gesprochen werden kann. In deliberativen Demokratietheorien wird
ja, wenn man sie empirisch wendet, behauptet, die demokratische Legitimität politischer Ent-
scheidungen würde durch zivilgesellschaftliche Partizipation an dem vorangehenden delibera-
tiven Beratungsprozeß verbessert. Die empirisch zu erforschende Anfangshypothese der Un-
tersuchung läßt sich also folgendermaßen graphisch darstellen:

Zivilgesellschaftliche
Partizipation in IOs
führt zur

àà

Erhöhung der demokrati-
schen Qualität der Bera-
tungen der IOs. Sie führt
zur

àà
Erhöhung der Legitimität
der resultierenden Rechts-
akte und der IOs selbst.
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In diesem Forschungsdesign geht es letztendlich um die Legitimität politischer Herrschaft jen-
seits des Nationalstaates. Empirische, perzipierte Legitimität läßt sich durch eine Analyse
des Legitimitätsglaubens von Herrschaftsbetroffenen über Befragungen erkunden – so bei-
spielsweise in dem von der EU in Auftrag gegebenen Eurobarometer. Durch die Analyse
von öffentlicher Kommunikation über Herrschaft läßt sich ebenfalls ein Abbild realen Legiti-
mitätsglaubens gewinnen, so wie dies etwa im Teilprojekt B1 geplant ist. Die normativ de-
finierte Legitimität, d.h. die Zustimmungswürdigkeit von internationalem Regieren läßt sich
dagegen nur bestimmen, indem man diese politischen Herrschaftsformen an theoriegeleite-
ten normativen Standards mißt. Diese Kriterien werden im vorliegenden Teilprojekt aus
der deliberativen Demokratietheorie abgeleitet. Die Beratungs- und Entscheidungsprozesse
internationaler Institutionen sollen im Hinblick auf die empirische Qualität der Partizipati-
onsmöglichkeiten anhand dieser Kriterien überprüft werden. Nur so kann die Frage beantwor-
tet werden, ob und inwiefern zivilgesellschaftliche Beteiligung an internationalem Regieren als
relevante Legitimationsgrundlage gelten kann.

Damit läßt sich die Reichweite dieser empirischen Untersuchung genauer definieren. Aussa-
gen zur Legitimität von politischen Institutionen sollen auf der normativen Ebene gemacht
werden: Es soll bestimmt werden, wie bestehende Formen internationaler Herrschaft vor dem
Hintergrund eines deliberativen Demokratiemodells zu bewerten sind.32 Der Bezug zur empi-
rischen Legitimation von Herrschaft jenseits des Nationalstaates liegt darin, daß Partizipation
im Politikberatungs- und Regelsetzungsprozeß die demokratische Qualität der politischen
Beratung – und damit die Legitimität der entstehenden Regeln – nicht nur in normativer, son-
dern auch in empirischer Hinsicht steigern sollte.33 Da in diesem Teilprojekt einige wichtige
Bedingungen untersucht werden, die zu einer Steigerung der Beratungsqualität beitragen,
spricht es also indirekt auch die empirische Legitimationsfähigkeit von Politik an. Der Grad
der daraus folgenden Legitimitätsperzeption in der Bevölkerung ist jedoch nicht Gegenstand
der Forschung.

3.5.2 Untersuchungsmethode, Haupt- und Unterarbeitsschritte,
Zeitplan

Entwicklung eines Kriterienkatalogs

Das vorliegende Teilprojekt verbindet normative und empirische Forschung, indem es die tat-
sächlich existierende international governance mit theoretischen Annahmen über eine
Demokratisierung internationalen Regierens in Beziehung setzt. Um dies systematisch durch-

                                                                
32 Daher zielt da s Forschungsdesign weder darauf ab, empirischen Legitimitätsglauben durch B e-

fragungen zu erforschen, noch darauf, öffentlich-mediale Legitimationsdiskurse zu analysieren.
33 Zu dieser Annahme siehe etwa Beisheim/Zürn (1999).
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zuführen, müssen Kriterien gefunden werden, in denen die institutionellen und prozeduralen
Voraussetzungen von partizipatorisch-delibera tiver governance festgelegt werden. Da-
zu wurde folgender vorläufiger Kriterienkatalog für eine erfolgreiche Demokratisierung inter-
nationalen Regierens durch zivilgesellschaftliche Partizipation entwickelt.34

1. Der Zugang der ZGOs zu den Beratungen der IOs ist eine unerläßliche Vorbedingung
für deren effektive Beteiligung am politischen Prozeß. Der Zugang zu den relevanten
Beratungs- und idealerweise auch Entscheidungsgremien darf nicht vom Wohlwollen von
Funktionären oder Staatenvertretern abhängen, sondern muß als Partizipationsrecht a b-
gesichert sein. Es gibt eine Fülle von institutionellen Möglichkeiten, den politischen Be-
ratungsprozeß zu beeinflussen, die von den amicus curiae briefs im WTO-Streit-
schlichtungsverfahren bis zum agenda setting im ECOSOC der UN reichen.35

2. Die Transparenz der Entscheidungsfindung sowie ein rascher und verläßlicher Zugang
zu relevanten Informationen und Dokumenten sind ebenso wichtige Vorbedingungen für
effektive politische Partizipation.36 In vielen internationalen Organisationen, insbeson-
dere wenn sie intergouvernmental zugeschnitten sind und nur einen kleinen Mitarbeiter-
stab haben, ist der Regelsetzungsprozeß bisher sehr intransparent gewesen. In jüngster
Zeit haben einige Organisationen auf Kritik reagiert und machen Dokumente schnell und
zum Teil auf elektronischem Wege via Internet verfügbar. Dies hat jedoch wenig an der
Tatsache geändert, daß viele wichtige Beratungen und Vorentscheidungen in informellen
Kleingruppen stattfinden, die sich aus Vertretern der ausschlaggebenden Mitgliedstaaten
zusammensetzen, und somit nicht nur für die ZGOs, sondern auch für kleine oder f i-
nanzschwache Mitgliedstaaten kaum nachvollziehbar sind.

3. Die Rechtfertigung politischer Entscheidungen spielt in der deliberativen Demokratie-
theorie eine zentrale Rolle. 

37 Die empirische Analyse des Beratungs- und Regelse t-
zungsdiskurses der IOs muß also fragen: Rechtfertigen IOs ihre politischen Prinzipien,

                                                                
34 Dieser Katalog soll weiter verfeinert und im Laufe der ersten Projektphase im Rahmen eines

Artikels dem Fachpublikum vorgestellt werden.
35 Zu den amicus curiae briefs siehe Howse (2002) und Mavroidis (2002). Willetts (2000a) hat

die Partizipationsmöglichkeiten für ZGOs im UN-System beschrieben.
36 S. als juristischen Überblick Klöpfer (2002: 42-63), der auf die Tendenz zur Schaffung allge-

meiner, gewissermaßen Meta-Informations- und Transparenzregeln allerdings im Unterneh-
mensbereich hinweist (ebda: 55): „Ferner unternehmen die Non-governmental Orgnaisations
(NGOs) Anstrengungen, die völkerrechtlichen Prinzipien in eine konkrete Informationsord-
nung zu überführen, etwa in Form einer Selbstregulierungsarchitektur wie sie im Verhaltensco-
dex für Online-Marketing der Internationalen Liga für Wettbewerbsrecht (LIDC) angelegt ist.
Hinzu kommt der Global Business Dialogue on Electronic Commerce (GBDe) als Unterneh-
mensforum für die IT-Branche.“

37 Als deliberativ-demokratisch gelten Beratungen, in denen „alle Beteiligten der strukturellen
Nötigung ausgesetzt sind, für ihre Belange öffentliche Rechtfertigungsgründe zu formulieren“
(Gerstenberg 1997: 18).
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Normen und Entscheidungen unter Berücksichtigung der zivilgesellschaftlich vorge-
brachten Anliegen und Kritik? Sind sie bereit, auf unkonventionelle und nicht in ihrem
Fachjargon formulierte Argumente aus den ZGOs einzugehen? Gehen sie auch auf von
der ZGO vorgelegte Gegenexpertise ein?

4. Das Kriterium der Responsivität bedeutet, daß die durch zivilgesellschaftliche Akteure
vorgebrachten Gründe tatsächlich Eingang in den internen politischen Prozeß der IOs
finden, etwa im Sinne einer Zielabwägung. Während Rechtfertigung auch als Ex-post-
Rationalisierbarkeit von Entscheidungen denkbar ist, impliziert Responsivität, daß der
IO-interne Diskurs und die politische Agenda der IOs sich durch die Beteiligung der
ZGOs verändert. Im Hinblick auf Responsivität gilt es zu untersuchen: Nehmen IOs
neue Gesichtspunkte in die eigene, interne Entscheidungsfindung auf? Findet man dis-
cursive items, die aus der Zivilgesellschaft stammen, auf der Agenda der IOs wieder?
Kann von Lernprozessen die Rede sein? Responsivität geht also insofern über Rechtfer-
tigung hinaus, als zivilgesellschaftliche Anliegen hier de facto in den Entscheidungspro-
zeß einfließen und zu einem Teil der selbst gesetzten Agenda einer Organisation wer-
den.38

5. Eine systematische Einbeziehung (Inklusion) der Anliegen aller Betroffenen in den Be-
ratungs- und Regelsetzungsprozeß ist ein weiteres Kriterium, mit dem sich die demokra-
tische Qualität internationalen Regierens beurteilen läßt: Dieses Kriterium steht für das
demokratische Prinzip der Gleicheit. Gemeint ist hier die systematische Einbeziehung
der Anliegen und Argumente aller von einer politischen Entscheidung Betroffenen
(stakeholder) in den Beratungs- und Entscheidungsprozeß. Politische Entscheidungen
internationaler Organisationen werden dann nicht nur im Hinblick auf die artikulierten
Anliegen der direkten Regelungs-Adressaten getroffen, also im Normalfall die nationalen
Regierungen, die IOs müssen in ihren Entscheidungen vielmehr auch die Anliegen derje-
nigen einbeziehen, auf die sich solche distributiven und regulativen Entscheidungen
letztendlich auswirken. Nur dann kann in einer (funktional differenzierten) Weltgesell-
schaft von demokratischer Selbstbestimmung der von den Regeln betroffenen Bürger die
Rede sein.39 Dies bedeutet, daß die Anliegen der stakeholder in den regelsetzenden
Diskurs der IO eingehen müssen. Es kann aber auch bedeuten, daß die Verfahren der Re-
gelsetzung in der IO erst verändert werden müssen, damit die Anliegen vormals nicht
einbezogener Gruppen überhaupt systematisch in den politischen Prozeß einbezogen
werden können.

                                                                
38 Wenn die Anliegen nicht in die agenda der IOs eingehen, kann dies dennoch als ‚responsiv‘

gelten, wenn dies in einem Begründungsprozeß mit den ZGOs entschieden wurde.
39 Der Internationale Währungsfonds müßte sich, um es an einem Beispiel deutlich zu machen,

in seiner Kreditvergabepraxis nicht nur an den Interessen der betroffenen Regierungen, son-
dern auch an denen der schließlichen Regelungsadressaten orientieren.
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Es ist also zu fragen: Sind die Argumente aller potentiell Betroffenen in den Beratungen
berücksichtigt? Werden Entscheidungsfindungsverfahren im Hinblick auf eine bessere
Inklusion verändert, wird etwa die Beteiligung ehemals marginalisierter Gruppen geför-
dert? Im Hinblick auf die Zivilgesellschaft selbst muß an dieser Stelle kritisch untersucht
werden, ob alle potentiellen stakeholder ihre Anliegen de facto über ZGOs in den Dis-
kurs einbringen können. Diese Frage stellt sich insbesondere für die spezifischen Grup-
peninteressen und Anliegen der Entwicklungsländer.40 Ist sichergestellt, daß ZGOs auch
die Anliegen derjenigen Regelungsbetroffenen artikulieren, die im Hinblick auf ihre eige-
nen Chancen zur Interessenartikulation durch mangelnde Ressourcen und/oder Expertise
benachteiligt sind?

Diese fünf Bedingungen für partizipatorisch-deliberativ legitimierte governance dienen in
diesem Teilprojekt als Leitfaden für die empirische Forschung und werden verwendet, um die
vorgefundenen Partizipationsformen zu evaluieren. Sie erlauben somit normative Aussagen,
die jenseits des Effektivitätskriteriums liegen, das einen großen Teil der bisherigen empiri-
schen Forschung zur zivilgesellschaftlichen Beteiligung an internationalem Regieren bestimmt
hat. Zusammenfassend läßt sich sagen: Nur wenn diese fünf Rahmenbedingungen zivilgesell-
schaftlicher Partizipation in internationalen Organisationen (zumindest annäherungsweise)
erfüllt sind, ist die Anfangshypothese zu halten, daß zivilgesellschaftliche Partizipation die
demokratische Legitimität internationalen Regierens erhöht.

Untersuchungsmethode

Das empirische Forschungsprogramm dieses Teilprojektes besteht darin, zunächst die ersten
beiden der oben entwickelten Kriterien, also Zugang und Transparenz, in einer umfassenden
Bestandsaufnahme von 3241 Organisationen zu verwenden. Die weiteren 3 Kriterien – also
Rechtfertigung, Responsivität und Inklusion – sollen sodann in vertiefenden Einzeluntersu-
chungen auf eine kleinere Auswahl von 6 Fällen angewandt werden, da derart detaillierte Un-
tersuchungen für 32 Fälle nicht zu leisten sind.42 Was die Methoden der Untersuchung a n-
geht, so werden in den verschiedenen Phasen drei Instrumente zum Einsatz kommen (die De-
tails dazu finden sich bei den Einzelschritten):

- Diskursanalyse schriftlicher Dokumente mit Schwerpunkt Argumentationsanalyse,
- semi-strukturierte Interviews mit Vertretern der IOs und ZGOs, sowohl telefonisch

als auch vor Ort, und

                                                                
40 Siehe dazu die kritischen Anmerkungen in Helleiner (2001).
41 Die Anzahl der zu untersuchenden Organisationen mag sich noch etwas verändern. Es wird

aber bei ca. 30 Organisationen bleiben.
42 Das Konzept der partizipatorisch-deliberativen governance wird im weiteren, was Rechtfert i-

gung und Responsivität, also die Kriterien 3 und 4, angeht, für die vertiefenden Fallstudien des
Teilprojekts noch genauer zu operationalisieren sein.
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- teilnehmende Beobachtung von politischen Prozessen in Beratungs- und evtl. Ent-
scheidungsgremien zwischen IOs und ZGOs, soweit möglich.

Daraus läßt sich ein empirisches Forschungsprogramm für den potentiellen 12-
Jahreszeitraum dieses Sfb entwickeln. Mit diesem Programm kann überprüft werden, ob,
und wenn ja, inwieweit zivilgesellschaftliche Beteiligung an den Beratungs- und Entschei-
dungsverfahren internationaler Organisationen die normativen Kriterien des deliberativen De-
mokratiemodells erfüllt. Angesichts der Lücken in der existierenden Literatur (siehe oben
3.3.2) kann sich das Teilprojekt B5 diesem Ziel nur in mehreren Schritten nähern. Das For-
schungsprogramm läßt sich dabei in vier Hauptarbeitsschritte gliedern.

Hauptarbeitsschritt 1: Systematische Bestandsaufnahme der Partizipation

Zunächst ist es erforderlich, zu Beginn der Projektlaufzeit einen systematischen Überblick
über die zivilgesellschaftlichen Partizipationsmöglichkeiten in den wichtigsten internationalen
Organisationen und ihre historische Entwicklung zu gewinnen. Eine solche Bestandsaufnah-
me, in der eine große Zahl internationaler Organisationen nach einheitlichen Kriterien vergli-
chen wird, ist bislang nicht vorhanden.43 So wissen wir beispielsweise nicht, ob die Zivilge-
sellschaft in globalen oder in regional arbeitenden Organisationen stärker eingebunden wird.44

Es ist bislang ebenfalls unklar, ob es bestimmte Politikfelder gibt, in denen Partizipation stär-
ker ausgeprägt ist als in anderen. Außerdem gibt es nur wenig verläßliche Informationen dar-
über, wie sich Partizipation und Transparenz im Untersuchungszeitraum des Sfb, von 1970
bis zur Gegenwart, verändert haben. Es ist bekannt, daß im UN-System die formale ZGO-
Beteiligung vom ersten Tag an praktiziert wurde, während das GATT und die Weltbank bis
in die 1980er, der IWF sogar bis in die 1990er Jahre praktisch umfassend nach außen abge-
schottet waren (Willetts 2000a). Haben sich diese Beteiligungsformen aber erst mit der zu-
nehmenden Denationalisierung politischer Herrschaft entwickelt?

Um all diese Fragen, auch in historischer Perspektive, systematisch zu beantworten,
sollen im ersten Hauptarbeitsschritt die formalen zivilgesellschaftlichen Partizipationsmög-
lichkeiten in 32 internationalen Organisationen – bzw. policy-Bereichen oder Politiksträngen
dieser Organisationen – anhand einer überschaubaren Anzahl von Indikatoren verglichen wer-

                                                                
43 Willets (2000a) bietet einen der wenigen systematischen Vergleiche von Partizipations-

möglichkeiten, beschränkt sich jedoch auf fünf Organisationen aus dem ökonomischen B e-
reich.

44 Risse-Kappen (1995b: 283) mutmaßt, daß die Einbindung von ZGO-Akteuren umso höher
ausfällt, je stärker international governance formal institutionalisiert ist. Intuitiv ist das zwar
plausibel. Dem steht jedoch entgegen, daß sich in den Vereinten Nationen ein ausgesprochen
komplexes und formalisiertes System der ZGO-Konsultation herausgebildet hat, das dem der
stärker integrierten EU in vielen Politikbereichen voraus zu sein scheint. Genau deshalb soll-
ten solche möglichen Zusammenhänge genauer untersucht werden.
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den.45 Auf diese Weise können aus dem Teilprojekt bereits nach zwei Jahren erste publikati-
onsfähige Ergebnisse vorgelegt werden. Eine solche Bestandsaufnahme ist zudem eine unab-
dingbare Voraussetzung für alle weiteren Arbeitsschritte: Eine normativ gehaltvolle Partizipa-
tion ist schließlich nur dann zu erwarten, wenn einige ganz fundamentale, formale Vorausset-
zungen erfüllt sind, was den Zugang zu Beratungen und zu relevanten Informationen betrifft.
Daher ist jede der 32 Institutionen auf die Kriterien 1 (Zugang) und 2 (Transparenz) hin zu
prüfen. Folgende Arbeitsschritte stehen dabei an:

1. Erforschung des Verhältnisses von IOs und ZGOs in historischer Perspektive und
Identifizierung wichtiger Veränderungen von 1970 bis heute. Quellen: Sekundärlite-
ratur, Archive, ggf. kurze Telephoninterviews. Zu untersuchen sind im Hinblick auf
die Partizipation vor allem:
• Akkreditierungsregeln,
• Anzahl der akkreditierten ZGOs,
• Status und eventuell Kategorien der ZGOs,46

• thematisches Spektrum der akkreditierten ZGOs und
• Form der Beteiligung am Beratungs- und Rechtssetzungsprozeß47.

2. Zumindest für die aktuelle Situation sollen die formalen und realen Partizipations-
möglichkeiten und die Diskrepanz zwischen beiden durch telephonische Interviews
mit Funktionären internationaler Organisationen und mit den Mitarbeitern der ein-
schlägigen Interessenverbände bzw. ZGOs erhoben werden.

3. Messung der Transparenz der internationalen Organisation: Welche Dokumente sind
allgemein zugänglich? Wieviel Prozent werden als geheim klassifiziert? Wie lang sind
die Fristen der Deklassifizierung? Erleichtert eine Institution aktiv den Zugang zu ih-
ren Dokumenten, etwa durch schnellen elektronischen Zugriff über das Internet?

                                                                
45 Eine Zahl in der Nähe von 30 stellt einen pragmatischen Kompromiß dar: Einerseits besteht

der Wunsch, zumindest alle wichtigen internationalen Organisationen abzudecken, andererseits
ist die voraussichtliche Personalausstattung des Projektes zu beachten. Was den Personalauf-
wand für die Bestandsaufnahme betrifft, wird angenommen, daß die Recherche der relevanten
Informationen pro Organisation bzw. policy-Bereich in der EU durchschnittlich mindestens
einige Arbeitswochen einer Vollzeitkraft in Anspruch nehmen wird, zuzüglich der Zeit für die
Aufarbeitung der gesammelten Informationen.

46 Bei den Vereinten Nationen gibt es beispielsweise drei verschiedene Kategorien von akkredi-
tierten Nichtregierungsorganisationen, solche mit general consultative status, mit special con-
sultative status und das sogenannte roster von Organisationen, die nur sehr selten konsultiert
werden.

47 Hier soll eine Typologie der ZGO-Beteiligung entwickelt werden, die sich beispielsweise an
dem von De Schutter jüngst präsentierten Vorschlag (2002: 14) orientieren könnte, in dem
verschiedene Grade von ZGO-Einfluß festgestellt wurden: freedom of expression, simple con-
sultation, committed consultation und participation.
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Dies soll, soweit rekonstruierbar, auch in der historischen Dimension untersucht
werden.

All dies kann und soll mit der beantragten Personalausstattung für 32 Fälle geleistet werden.
Nach diesem ersten Hauptarbeitsschritt wird klar sein, wie es um formale Partizipationsmög-
lichkeiten und um den Zugang zu Dokumenten in den wichtigsten Organisationen der inter-
national governance bestellt ist, und wie sich diese in den letzten Jahrzehnten verändert
haben. Die Informationen zu Zugangsmöglichkeiten und Transparenz sollen sodann tabella-
risch zusammengefaßt und skaliert werden. Als publikationsfähiges Ergebnis ist eine allge-
meine Bestandsaufnahme zur Partizipation und Transparenz in den wichtigsten IOs geplant,
deren Ergebnisse in kondensierter Form als Artikel in einer führenden Fachzeitschrift und in
einer ausführlichen Form eventuell als Monographie, in jedem Fall als Arbeitspapier publi-
ziert werden sollen.

Hauptarbeitsschritt 2: Vertiefende empirische Analyse von 6 Fällen

Hauptarbeitsschritt 1 schafft also einen historisch informierten, systematischen Überblick
über die aktuelle Partizipationslandschaft in der international governance. Er beschränkt
sich jedoch notwendigerweise auf die Kriterien des Zugangs zu den Beratungen selbst und zu
den notwendigen Dokumenten. Doch die formale Möglichkeit der Teilhabe am politischen
Prozeß allein verbessert ja noch nicht die demokratische Qualität von Regieren jenseits des
DRIS, also des demokratischen Rechts- und Interventionsstaates. Im zweiten Hauptarbeits-
schritt sollen deshalb die beobachtbaren Effekte zivilgesellschaftlicher Partizipation in IOs in
vertiefenden Fallstudien analysiert werden. Von einem Gewinn an Demokratie kann erst
dann die Rede sein, wenn die vorgebrachten Anliegen und Argumente der stakeholder tat-
sächlich Eingang in die Regelsetzung finden, wenn also eine ‚substantielle‘ Partizipation
festgestellt werden kann. Dadurch verlagert sich auch der Fokus der Untersuchung von der
Ebene der IOs als gesamthaften Untersuchungseinheiten auf einzelne Beratungs- und Ent-
scheidungsprozesse zu besonderen Politikfeldern bzw. Poltiksträngen der Organisationen, die
im einzelnen zu analysieren sind.

Eine Analyse des tatsächlichen Einflusses von Argumenten der ZGOs ist unter methodi-
schen Gesichtspunkten sehr anspruchsvoll. Es ist nicht damit getan, zu überprüfen, ob die IO
die politische Forderung „x“ der ZGO verwirklicht. Der Zugewinn an Demokratie liegt ja
nach dem deliberativen Modell darin, daß sich die Begründungsstandards der Beratungspro-
zesse durch die Beteiligung der ZGOs erhöhen. Im Mittelpunkt der Analyse steht also die
Qualität des politischen Diskurses, der regelsetzenden oder verteilenden Entscheidungen von
IOs vorausgeht.48 Ansätze zur Verbindung von empirischer Diskursanalyse mit den normati-

                                                                
48 Das diskursanalytische Instrumentarium ist in den letzten Jahren stark verfeinert worden (Tit-

scher u.a. 2000) und schließt neben der linguistischen Analyse zunehmend auch die politischen
und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen des Sprachgebrauchs ein (Van Dijk 2001).
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ven Kriterien deliberativer Politiktheorien gibt es erst seit kurzer Zeit, etwa in der sogenann-
ten arguing-Literatur, in der die Rolle von Argumenten – unterschieden von strategischen
Interessen – in internationalen Verhandlungen thematisiert wird.49 In ähnlicher Weise haben
Holzinger (2001) sowie Steenbergen u.a. (2002) den Versuch unternommen, Sprechakte und
Sprecherverhalten in politischen Beratungen zu typisieren.

Das Anliegen des Teilprojekts B5 ist zwar insofern ähnlich, als es auch hier darum geht,
Deliberation an theoriegeleiteten Kriterien zu messen. Im Unterschied zu Holzinger und
Steenbergen wird in B5 jedoch nicht auf mündliche Debatten, sondern auf schriftliche Doku-
mente als Datensatz zurückgegriffen, etwa auf Positionspapiere, politische Programme, Pres-
semitteilungen, stichpunktartige minutes von Verhandlungen usf..50 Die Diskursanalyse wird
sich daher an Indikatoren orientieren, die im Vorgriff auf dieses Projekt entwickelt wurden
und die auf die Analyse zivilgesellschaftlicher Beteiligung in politischen Diskursen zuge-
schnitten sind. Die Untersuchung von Argumentationen in Texten wird sich an den drei
oben ausführlich beschriebenen Kriterien der Rechtfertigung, der Responsivität und der In-
klusion orientieren.51 Auf der Grundlage dieser Kriterien lassen sich nun folgende drei dis-
kursanalytische Forschungsfragen formulieren:

• Rechtfertigung: Werden Positionen und Entscheidungen der IOs mit Bezug auf
zivilgesellschaftlich vorgebrachte Anliegen und Kritik gerechtfertigt?

• Responsivität: Finden Positionen der ZGOs de facto Eingang in den Beratungs-
und Entscheidungsprozeß der IOs und/oder in deren Agenda, also in programmati-
sche Dokumente und Handlungsvorschläge der IOs?

• Inklusion: Werden alle Anliegen potentiell regelungsbetroffener Gruppen syste-
matisch in die Beratungs- und Entscheidungsprozesse aufgenommen? Fördern IOs
die direkte – oder indirekte, z.B. über die Berücksichtigung von Gegenexpertisen –
Einbeziehung auch bislang marginalisierter stakeholder in den politischen Prozeß?

                                                                
49 Zur Unterscheidung von Verhandeln und Argumentieren in politischer Kommunikation s.

grundlegend Elster (1986), Müller (1995) sowie die Diskussion in Saretzki (1996). Zur aktuel-
len Diskussion über die Rolle von Argumenten in der internationalen Politik s. Risse (2000),
Keohane (2001) und Payne (2001). Jens Steffek, der in diesem Teilprojekt als Hauptmitarbei-
ter vorgesehen ist, hat ein Jahr im Projekt ‚Arguing and Bargaining in International Negotia-
tion‘ mitgearbeitet, das von der VolkswagenStiftung finanziert und von Profes. Harald Müller
und Thomas Risse geleitet wird. Jens Steffek hat insoweit einschlägige methodische und the-
matische Erfahrungen.

50 Somit ist z.B. Steenbergens Indikator, ob Diskursteilnehmer einander in der direkten Rede un-
terbrechen oder nicht, für das vorliegende Projekt nicht brauchbar.

51 Was hier mit ‚Argumentationsanalyse’ bezeichnet wird, ist ein Spezialfall der Diskursanalyse,
der sich auf argumentative Verknüpfungen in begründenden Aussagen bezieht (Kopperschmidt
1989; s. auch Weiss 1992).
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Für die Analyse der Rechtfertigung ist das Instrumentarium der Argumentationsanalyse für
dieses Projekt zu verfeinern (s.u. Arbeitsplan).52 Bei der Analyse von Responsivität muß in
diskurs-historischer Betrachtung (Wodak 2001) herausgefunden werden, ob ein Diskursge-
genstand x, der von zivilgesellschaftlichen Akteuren am Zeitpunkt t1 neu in die Beratung bei
der IO eingebracht wurde, am Zeitpunkt t2 Teil der IO-eigenen Agenda geworden ist. Es geht
im Falle der Responsivität also darum, die Veränderung von politischer Programmatik über
einen bestimmten, je nach Fall festzulegenden Zeitraum nachzuzeichnen. Die Frage der sys-
tematischen Inklusion der potentiellen Anliegen aller stakeholder kann nur durch eine Kom-
bination von Instrumenten beantwortet werden. Erstens kann ein Vergleich angestellt werden
zwischen Betroffenenanliegen, die außerhalb der IO artikuliert werden (Presse, ZGO-Foren),
und jenen, die tatsächlich Eingang in die Beratung finden. Zweitens kann festgestellt werden,
ob die Beratungsinstitutionen bei der IO die Artikulation der Anliegen von benachteiligten
Gruppen (etwa aus Entwicklungsländern) aktiv fördern. Drittens verweist die Inklusions-
thematik aber auch zurück auf die Mittlerrolle der ZGOs zwischen IOs und Regelungsbetrof-
fenen, und also auf die Frage der Interessendefinition und Politikformulierung in der Zivilge-
sellschaft selbst. Die ZGOs werden aus diesem Grund im Hauptarbeitsschritt 3 Gegenstand
der Analyse sein (s. unten).

Die Inklusionsthematik weist im Hinblick auf die Untersuchungsmethode aber auch auf
den allgemeineren Punkt hin, daß eine Analyse von Texten allein noch nicht ausreicht, um die
Frage nach der demokratischen Qualität von Partizipation bei IOs zu klären. Es gilt vielmehr,
auch die sozialen Rahmenbedingungen zu untersuchen, unter denen die Beratungen stattfin-
den. Im Rahmen der vertiefenden Fallstudien sollen daher auch Interviews mit Vertretern der
IOs und der ZGOs geführt werden. In diesen semi-strukturierten Interviews werden die an
den Beratungen Beteiligten gebeten, ihre persönlichen Erfahrungen in der Zusammenarbeit
zwischen IOs und ZGOs wiederzugeben. Haben die Beteiligten selbst den Eindruck eines
konstruktiven Dialogs, in dem die Argumente aller Beteiligten gewürdigt werden? Falls nein,
warum nicht? Idealerweise sollten die Antragstellerin und die anderen Projektmitarbeiter auch
direkt an den Verhandlungen und Beratungen zwischen IOs und ZGOs teilnehmen. Dies sollte
angestrebt werden, um Deliberationsprozesse teilnehmend beobachten zu können.53 Ob dies
möglich ist, wird im Einzelfall von den formalen Zugangsbedingungen und der Kooperations-
bereitschaft der Organisationen abhängen.54

                                                                
52 Die Antragstellerin kann dabei auf sprachtheoretische Vorstudien aufbauen.
53 Die Antragstellerin hat im Rahmen ihrer Dissertation (Nanz 2001) semi-strukturierte Inter-

views durchgeführt und die Methode der „teilnehmenden“ Beobachtung verwendet, so daß ihr
beide Methoden vertraut sind.

54 Wissenschaftler bzw. Wissenschaftseinrichtungen können bei einigen internationalen Organi-
sationen Beobachterstatus erhalten, so daß sie ZGO-Vertretern formal gleichgestellt wären. So
ist etwa Jens Steffek bereits beim UN-Klimaschutzsekretariat akkreditiert. Diese Möglichkeit
gibt es jedoch nicht bei allen IOs. Patrizia Nanz hat aus ihrer bisherigen Arbeit bereits zahlrei-
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Hauptarbeitsschritt 3: Vertiefende empirische Analyse der ZGOs

Die Inklusion der Anliegen Betroffener durch zivilgesellschaftliche Artikulation hat wichtige
Auswirkungen auf die demokratische Legitimation von Regieren jenseits des Nationalstaates.
Aus diesem Grund sind auch die Prozesse der Interessendefinition und Politikformulierung in
den ZGOs kritisch zu analysieren. Dabei werden auch hier die fünf genannten Kriterien für
demokratische Partizipationsformen angewendet – mit dem Unterschied, daß nun die Kom-
munikationsprozesse innerhalb der ZGOs und ihre Zugänglichkeit für stakeholder unter-
sucht werden sollen. Entscheidend ist dabei nicht, ob die Anliegen, die eine ZGO vertritt –
nach einem wie auch immer exogen definierten Maßstab – repräsentativ sind, sondern ob die
ZGO in ihren Verfahren für einen argumentativen input seitens der Regelungsbetroffenen
offen ist. Dabei müssen insbesondere ZGOs, die angeben, im Namen besonders benachteilig-
ter stakeholder zu sprechen, kritisch auf ihre Offenheit für inputs aus diesen Gruppen ü-
berprüft werden. Zivilgesellschaftliche Akteure werden in diesem Schritt also mit genau dem
Maßstab gemessen, der auch an die IOs angelegt wird. Dieser letzte empirische Arbeitsschritt
bedarf einer methodischen Verfeinerung. Diese Präzisierung kann aber – nach dem hier vorge-
stellten Zeitplan – erst im 8. und 9. Jahr, also im zweiten Drittel der Gesamtlaufzeit, vorge-
nommen werden, so daß die bis dahin gemachten Erfahrungen voll eingebracht (und für die
dritte Phase genutzt) werden können.

Hauptarbeitsschritt 4: Demokratietheoretische Bewertung und
Entwicklung von Reformvorschlägen

Die ersten drei Arbeitsschritte dieser Studie werden die Grundlage dafür schaffen, die empi-
risch vorgefundenen Partizipationsformen aus 6 internationalen Organisationen sowie aus ei-
ner gleichen Anzahl ZGOs umfassend auf ihr Demokratisierungspotential hin zu bewerten. In
der abschließenden normativen Bewertung dieser Ergebnisse wird sodann zu entscheiden sein,
ob die generelle Annahme gerechtfertigt ist, daß sich die Beratungs- und Begründungsqualität
in internationalen Organisationen durch zivilgesellschaftliche Beteiligung erhöht. Durch die
Zusammenschau der Einzelergebnisse sollen außerdem institutionelle Arrangements identifi-
ziert werden, die eine politische Partizipation sicherstellen können, welche den Anforderun-
gen des deliberativen Demokratiemodells genügen oder ihnen zumindest entgegenkommen.
Auf dem Wege einer demokratietheoretisch angeleiteten empirischen Forschung sollen darüber
hinaus einige konkrete Reformvorschläge für internationales Regieren erarbeitet werden.55

                                                                                                                                               
che informelle Kontakte und Zugang zu (innerinstitutionellen, also sonst nicht öffentlichen)
Dokumenten des Bereiches Justice and Home Affairs in der EU gefunden.

55 Umgekehrt können – und sollen – auch deliberativ-demokratische Ideen durch die empirische
Analyse von Politikprozessen kritisch überprüft werden. Dadurch ließe sich auch die Theorie-
entwicklung voranbringen, z.B. durch die Weiterentwicklung eines empirisch informierten
normativen Begriffs von Legit imität politischer Herrschaft.
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Fallauswahl in allen Phasen

In der vorgestellten empirischen Untersuchung steht insgesamt dreimal eine Fallauswahl an:
Erstens ist eine größere Anzahl von Organisationen für die Bestandsaufnahme auszuwählen
– da die EG/EU im Vergleich mit den meisten anderen IOs ein Gigant ist und außerdem die
einzige ‚supranationale’ regionale Organisation, sollen mehrere ihrer Policy-Bereiche bzw.
Politikstränge in die Bestandsaufnahme eingehen. Zweitens sind daraus wiederum sechs Fälle
für eine vertiefende Analyse zu bestimmen. Drittens ist eine kleine Zahl von ZGOs – wir
gehen derzeit auch von 6 Fällen aus – für die Analyse in Gesamtarbeitsschritt 3 auszusuchen.

Wie schon erwähnt, sollen die Organisationen, die im ersten Hauptarbeitsschritt auf for-
male Zugangsmöglichkeiten und Transparenz hin zu untersuchen sind, zunächst entspre-
chend ihrer Relevanz für das internationale Politikgeschehen ausgewählt werden. Außerdem
muß eine Varianz über verschiedene politische Themenfelder hinweg gewährleistet sein. Die
folgende Auswahl ist von dem Gedanken bestimmt, daß die im Entstehen begriffene politi-
sche Weltgemeinschaft derzeit sechs fundamentalen Herausforderungen gegenübersteht, näm-
lich (1.) der Gewährleistung von Sicherheit und Frieden, (2.) der Regulierung der Handels- und
Wirtschaftsströme, (3.) dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen (Umweltschutz), (4.)
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung weiter Teile der Welt, (5.) der Einhaltung der
Menschenrechte und (6.) der internationalen Währungs- und Finanzpolitik. All dies sind
Probleme, die Staaten in Zeiten globaler Interdependenz nicht mehr in Eigenregie lösen kön-
nen und bei denen sie daher auf internationale Kooperation angewiesen sind. Aus normativer
Sicht sind insbesondere im Fall der Regelung solch bedeutender Problemfelder des Weltregie-
rens demokratische Partizipationsmöglichkeiten unerläßlich.56

In Tabelle 1 findet sich ein Überblick zu den Fällen, die für die Bestandsaufnahme der
Partizipationsmöglichkeiten und der Transparenz vorgesehen sind.

Mit diesen 32 Fällen können die wichtigsten Bereiche internationaler Kooperation durch
intergouvernmentale Organisationen bzw. ihre Policy-Felder abgedeckt werden. Daß die
Zellen dieser Tabelle unterschiedlich stark bestückt sind, liegt allein an der unterschiedlichen
Regelungsintensität in den verschiedenen Politikbereichen. So ist internationale Kooperation
in den Politikfeldern Entwicklung und Umweltschutz bereits wesentlich stärker ausdifferen-
ziert als im Bereich der Menschenrechte oder bei Währungs- und Finanzfragen.

                                                                
56 Freilich haben auch Organisationen wie der Weltpostverein (UPU) oder die Weltmetereolo-

gieorganisation (WMO) seit geraumer Zeit wichtige Koordinationsleistungen erbracht. Diese
Organisationen scheinen aber für die hier verfolgte Fragestellung nicht so ergiebig.
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Tabelle 1: Spektrum der Fälle für eine Bestandsaufnahme.
Internationale Organisationen samt Policy-Feldern bzw. Politiksträngen*

Schwache
Verteilungsimplikationen

Starke
Verteilungsimplikationen

(1) Sicherheit (2) Handel und Wirtschaft

• Sicherheitsrat der Vereinten Nationen

• Nordatlantik-Pakt (NATO)
• Organisation für Sicherheit und Zusam-

menarbeit in Europa (OSCE)
• EU / Gemeinsame Außen- und Sicher-

heitspolitik (CFSP)

• Welthandelsorganisation (WTO)
• Weltwirtschaftsgipfel (G 8)
• Internationale Arbeitsorganisation (ILO)
• World Intellectual Property Organisation

(WIPO)

• EG / Außenhandel und Zoll
• EG / Industriepolitik

(3) Umweltschutz (4) Entwicklung

• Klimarahmenkonvention der Vereinten
Nationen (UNFCCC)

• Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen (UNEP)

• Montrealer Protokoll über Substanzen,
die die Ozonschicht schädigen

• Basel Convention on Hazardous Waste
• Washingtoner Artenschutzabkommen

(CITES)

• Weiträumige, grenzüberschreitende Luft-
verschmutzung in Europa (LRTAP)

• EG – Umweltpolitik / Europäische Um-
weltagentur (Kopenhagen)

• Weltbank-Gruppe
• Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-

tionen (UNDP)
• Konferenz der Vereinten Nationen für

Handel und Entwicklung (UNCTAD)
• Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-

tion der Vereinten Nationen (FAO)
• Bevölkerungsfonds der Vereinten Natio-

nen (UNFPA)
• Weltgesundheitsorganisation (WHO)

• Europäische Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung (EBRD)

• EG / Strukturpolitik

(5) Menschenrechte (6) Währung und Finanzen

• Menschenrechtspolitik der UNO (insbe-
sondere UN Hochkommissar für Men-
schenrechte)

• EU / Asyl- und Einwanderungspolitik

• Internationaler Währungsfonds (IMF)
• Bank für internationalen Zahlungsaus-

gleich

• Europäische Zentralbank (ECB)
• EU / Rat der Wirtschafts- und Finanzmi-

nister (ECOFIN) (insbesondere die Koor-
dinierung der Budgetpolitiken)

Anmerkung:
* Deutscher Name, falls gebräuchlich, in Klammern dann jeweils die international gängigen

Abkürzungen. Regionale Organisationen sind kursiv hervorgehoben worden.
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Die Fälle sind in Tabelle 1 zusätzlich noch in zweierlei Hinsicht vorstrukturiert:
Erstens wird, wie die 2 Spalten zeigen, entsprechend der Intensität der Verteilungsdi-

mension unterschieden. Diese Unterscheidung folgt der Idee, daß Formen und Erfolg zivilge-
sellschaftlicher Partizipation vom spezifischen Governance-Typ abhängen. So könnte man
mit einiger Plausibilität erwarten, daß Staatenvertreter und Funktionäre internationaler Orga-
nisationen bei der Regelsetzung offener für zivilgesellschaftliche Partizipation sind als bei
distributiv orientierter governance, schon weil z.B. die Einbindung von epistemic commu-
nitites die Mobilisierung zusätzlicher und relevanter Expertise verspricht (Haas 1992; s.a.
Hasenclever u.a. 1997: 149 ff.). In distributiven Entscheidungskontexten dürfte demgegen-
über eine Tendenz zur Abschottung des Verhandlungs- und Entscheidungsprozesses gegen
die Einsicht- und Einflußnahme zivilgesellschaftlicher Akteure und ein Hang zur Geheimhal-
tung und Intransparenz anzunehmen sein.

Zweitens lassen sich innerhalb der Politikfelder global und regional agierende Organisati-
onen unterscheiden. Regionale Organisationen sind in Tabelle 1 kursiv wiedergegeben. Da der
Fokus des Sfb auf der OECD-Welt liegt, wurden nur regionale internationale Organisationen
aus diesem Raum ausgewählt. Die Einteilung in global/regional wurde zudem von dem Gedan-
ken bestimmt, daß zivilgesellschaftliche Partizipationsformen bei einem hohem Grad von In-
stitutionalisierung eines internationalen Regimes auch tendenziell höher entwickelt sein soll-
ten (Risse-Kappen 1995b: 283). Dies gilt vor allem für die Fälle aus dem Bereich der EG/EU.
Die Strukturierung der Fallauswahl nach geographischer Reichweite und Verteilungsimplikati-
onen wird es auch ermöglichen, bei der Auswertung der Bestandsaufnahme Aussagen über
einzelne Gruppen von internationalen Organisationen zu machen und die Partizipations- so-
wie die Transparenzsituation zwischen den einzelnen Gruppen zu vergleichen.

Für den zweiten Hauptarbeitsschritt, also die vertiefende Untersuchung der Beratungs-
qualität mittels Argumentationsanalysen, Interviews und teilnehmender Beobachtung, soll
nun aus jedem der 6 genannten Politikbereiche ein Fall ausgewählt werden. Dieses Vorgehen
wird in Tabelle 2 beispielhaft  konkretisiert. Bei der Auswahl wird darauf zu achten sein,
daß noch etwas Varianz zwischen globaler und regionaler Ebene erhalten bleibt. Diese Fall-
studien werden allesamt recht aufwendig ausfallen: Die Beratungs- und Entscheidungsprozes-
se in den Organisationen werden in „Nahaufnahme“ untersucht, also mit Interviews, Argu-
mentationsanalysen von Dokumenten und ggf. teilnehmender Beobachtung vor Ort. Daher
müssen für jede vertiefende Fallstudie 2 Personenjahre veranschlagt werden, was eine Be-
grenzung der Erhebung auf maximal 6 Fälle nahe legt.

Für die erste Phase (2003-2006) sind bereits zwei dieser vertiefenden Fallstudien vorge-
sehen, vier weitere folgen in der Phase 2.57 Es sollen in explorativer Absicht ein zentraler Poli-

                                                                
57 In der ersten Projektphase wäre aus synerget ischen Gründen auch eine engere Verknüpfung

mit Teilprojekt A1 denkbar, wenn man die WTO statt die Weltbank untersuchte. Da in Teil-
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tikstrang der Weltbank und die Asyl- und Einwanderungspolitik der EU untersucht werden
(s. Tabelle 2, Felder 4, 5). Diese beiden Fälle scheinen für eine Sondierung besonders geeignet,
da sie auf der geographischen Ebene und hinsichtlich der distributiven Folgen divergieren. Par-
tizipationsoffenheit und eine gewisse Vielfalt der Partizipationsmöglichkeiten sind in beiden
Fällen zu erwarten, was zumindest für die erste Projektphase von Vorteil ist, weil so der Be-
teiligungsspielraum in hinreichendem Umfang ausgemessen werden kann. Die Weltbank als
wichtigster multinationaler Geldgeber der Entwicklungshilfe war eine der ersten Organisatio-
nen, die sich aktiv um einen Dialog mit der Zivilgesellschaft bemüht hat. Die Anstrengungen
auf EU-Ebene, eine gemeinsame Asyl- und Einwanderungspolitik zu formulieren, scheinen ein
besonders interessanter Fall zu sein, weil die Union hier beginnt, in einen klassischen Ho-
heitsbereich des Nationalstaates einzugreifen, indem sie sozusagen in das Innerste, das Herz
des innenpolitischen Ressorts vordringt (klassischer Text dazu Garth 1986).

Auch eine mögliche Fallauswahl für die weiteren vier Fälle ist in Tabelle 2 dargestellt.
Auf globaler Ebene bietet es sich an, neben der – meist weniger beachteten – Weltbank Poli-
tikstränge aus den beiden anderen Schlüssel-Institutionen der ökonomischen global gover-
nance zu untersuchen, nämlich der WTO als wichtigstes Steuerungsinstrument im Bereich
Waren- und Dienstleistungsverkehr, sowie dem IMF als wichtigste Finanzinstitution.58 Als
thematische Ergänzung dazu scheint das globale Klimaschutzregime gut geeignet, da es das
vermutlich wichtigste (weil potentiell folgenschwerste) globale Umweltproblem bearbeitet,
und da zudem die Klimaproblematik sehr stark mit den Themenfeldern Handel und Entwick-
lung vernetzt ist. Aus diesem Grund kann man annehmen, daß das Klimaregime in Zukunft
ebenfalls eine Schlüsselstellung in der global governance einnehmen wird.59 Als Ergänzung
zu diesen global agierenden Organisationen bietet sich für das Politikfeld Sicherheit die Wahl
eines Politikstrangs aus einer weiteren regionalen Organisation aus dem OECD-Bereich an.
Hier ist derzeit die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSCE) vorge-
sehen, weil sie anders als die NATO vor allem auf nicht-militärische Mittel der Konfliktbeile-
gung und Konfliktprävention abstellt und somit schon aus rein sachlichen Gründen mehr po-
tentiellen Raum für zivilgesellschaftliche Beteiligungsformen bietet.

                                                                                                                                               
projekt B5 auf die zivilgesellschaftliche Partizipation viel stärker abgestellt wird als dies in
Teilprojekt A1 geschieht, könnten sich diese beiden Teilprojekte genau ergänzen. Eine solche
Fallauswahl ist weiterhin möglich, würde aber die thematische Reichweite des Gesamt-Sfb in
der ersten Phase verringern.

58 Dabei werden jeweils spezifische Entscheidungsprozesse bzw. Politikstränge ausgewählt, wie
etwa der Schuldenerlaß im IMF.

59 Das Klimaregime ist formal zwar (noch) keine eigenständige internationale Organisation, ver-
fügt aber seit 1996 über ein Sekretariat mit inzwischen mehr als 150 Mitarbeitern, das in
Bonn angesiedelt ist.
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Tabelle 2: Mögliche Fallauswahl für die vertiefenden Fallstudien

Vorwiegend regelsetzende
Organisationen/Policy-Felder

Vorwiegend verteilungsorientierte
Organisationen/Policy-Felder

(1) Sicherheit (2) Handel und Wirtschaft

Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSCE) Welthandelsorganisation (WTO)

(3) Umweltschutz (4) Entwicklung

Klimarahmenkonvention
der Vereinten Nationen (UNFCCC)

Weltbank-Gruppe

(5) Menschenrechte (6) Währung und Finanzen

EU / Asyl- und Einwanderungspolitik Internationaler Währungsfonds (IMF)

Was die Wahl der vier Fälle für die zweite Projektphase ab 2007 angeht, so erscheint es, wie
oben schon ausgeführt, zweckmäßig, zunächst die Untersuchungsergebnisse der Be-
standsaufnahme zu den 32 Fällen in der ersten Phase abzuwarten. Denn es hat nur Sinn, Or-
ganisationen im Hinblick auf die Kriterien 3, 4 und 5 näher zu untersuchen, die bei den Krite-
rien 1 und 2 ein Mindestmaß an „Offenheit“ zeigen. Dies könnte insbesondere beim IMF
relevant werden, der lange als partizipatorischer ‚Problemfall‘ galt, sich in der letzten Zeit
aber um mehr Offenheit bemüht (Tussie/Riggirozzi 2001: 168). Ein Fall wie der IMF könnte
gerade aufgrund der begrenzten Partizipationsmöglichkeiten heuristisch als Kontrastfolie für
die Effekte zivilgesellschaftlicher Partizipation in anderen Organisationen genutzt werden. Die
Auflistung von Organisationen in Tabelle 2 ist daher vorläufig und steht für eine Fallaus-
wahl, wie sie beim jetzigen Erkenntnisstand als sinnvoll erachtet wird.

Auch über die Auswahl der 6 ZGOs, die zur Untersuchung im dritten Hauptarbeitsschritt
anstehen, kann erst später, und zwar nach Auswertung der Ergebnisse der ersten beiden Pha-
sen, entschieden werden. Es ist vorgesehen, für jedes der oben genannten Themenfelder eine
ZGO zu wählen, die sich in den empirischen Analysen als wirkungsmächtig erwiesen hat.

Exkurs: Kooperationspartner

Folgende Kooperationsbeziehungen zu ausgewiesenen Experten bestehen und sollen im Rah-
men des Projektes vertieft werden:
è USA: Prof. Joshua Cohen, MIT, Boston; Prof. Seyla Benhabib, Yale University; Profes.

Marco Steenbergen und Jürg Steiner, University of North Carolina, Chapel Hill, NC;
è Italien/EHI: Profes. Friedrich Kratochwil, Claus-Dieter Ehlermann und Philippe

Schmitter, Europäisches Hochschulinstitut, Florenz;
è Belgien: Prof. Olivier De Schutter, Université Catholique de Louvain;
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è Niederlande: Prof. Deidre Curtin, Universiteit Utrecht;
è Großbritannien: Prof. David Held und Dr. Mathias König-Archibugi, LSE, London.

3.5.3 Arbeitsprogramm und Zeitplan
Wie verteilen sich nun die oben dargestellten 4 Hauptarbeitsschritte, die auf den gesamten
Zeitraum des Teilprojektes von 12 Jahren bezogen sind, auf die drei Phasen des Sfb?

Phasen insgesamt

In der ersten Phase (2003-2006) wird die Bestandsaufnahme durchgeführt, die Methodik der
Argumentationsanalyse verfeinert und werden zwei vertiefende Fallstudien durchgeführt, und
zwar über einen Politikstrang der Weltbank und zur Asyl- und Einwanderungspolitik der EU.
Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme der internationalen Partizipationslandschaft sollen be-
reits nach etwa zwei Jahren vorliegen und publiziert werden. Danach sollen die zwei vertie-
fenden Fallstudien durchgeführt und bis Ende 2006 abgeschlossen werden. Angesichts des
Umfangs dieser zwei vertiefenden Untersuchungen sollen diese Arbeiten jeweils als Mono-
graphie veröffentlicht werden.

In der zweiten Phase (2007-2010) werden diese Untersuchungen durch die Bearbeitung
von vier weiteren IOs komplettiert (s. oben Tabelle 2 und den Text dazu), so daß am Ende
dieser Phase ein umfassender Überblick zum Thema Partizipation und Legitimation in den
internationalen Beziehungen vorliegen wird.

In der dritten Phase (2011-2014) werden sodann 6 zivilgesellschaftliche Organisationen
als vertiefende Fallstudien untersucht. Die normative Auswertung wird fortgesetzt. Ferner
wird auf der Grundlage des empirischen Materials ein institutioneller Reformvorschlag für
eine demokratische Restrukturierung von global governance erarbeitet und sollen die Ge-
samtergebnisse des Teilprojekts in einem (englischsprachigen) Band gebündelt international
vorgestellt werden.

Zeitplan für die erste Phase

Die in der ersten Phase (2003-2006) vorgesehenen Arbeiten lassen sich nun bereits sehr de-
tailliert auflisten. Dabei ist daran zu erinnern, daß die Hauptarbeitsschritte, die auf das Ge-
samtvorhaben von 12 Jahren als Einheit zugeschnitten worden sind, nicht mit den detaillierten
Unterarbeitsschritten aus Phase 1 übereinstimmen.
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Unterarbeitsschritte 2003 2004 2005 2006

Beschreibung der formalen Partizipationsmöglich-
keiten für zivilgesellschaftliche Akteure und der
Transparenz in 32 internationalen Organisationen

Abgleich der formalen und der realen Partizipat i-
onsmöglichkeiten durch Telefoninterviews mit
Funktionären der IOs und ZGOs

Zusammenfassung der Einzelergebnisse zu einer
Gesamtbeschreibung der internationalen Partizipa-
tionslandschaft

Durchführung von 2 von 6 vertiefenden Fallstu-
dien mit Argumentationssanalyse auf der Grund-
lage schriftlicher Dokumente

Zusammenfassung der Ergebnisse der 2 vertie-
fenden Fallstudien und Verfeinerung des evalua-
tiven Instrumentariums für Phase II

Anfertigung des Abschlußberichtes, der aus der
Bestandsaufnahme und den beiden Monographien
über die Fallstudien besteht

3.6 Stellung innerhalb des Programms
des Sonderforschungsbereichs und Entwicklungsperspektive
des Teilprojekts

Das Teilprojekt B5 beschäftigt sich mit der Partizipation zivilgesellschaftlicher Akteure an
politischen Beratungen und Entscheidungen jenseits des Nationalstaates sowie mit der Bewer-
tung ihres möglichen Legitimationspotentials für das internationalisierte Regieren. Sollte sich
zeigen, daß die Partizipation zivilgesellschaftlicher Akteure in internationalen Organisationen
tatsächlich zu einer demokratischen Legitimierung internationalisierten Regierens beiträgt, so
wäre dies gemäß der Konzeptualisierung des Sfb 1953 als eine Internationalisierung von
Staatlichkeit in der Legitimationsdimension zu betrachten. Die demokratische Legitimierung
des Regierens würde nicht mehr ausschließlich innerhalb des demokratischen Nationalstaates
erfolgen; vielmehr würde sie eben auch jenseits des DRIS in internationalen Organisationen
erreicht werden können.
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Abbildung 1: Die zwei Achsen des Wandels in der Legitimationsdimension
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In dem Teilprojekt B5 kann damit an zwei andere Teilprojekte des Sfb angeknüpft werden:
Im Teilprojekt B1 („Wandel demokratischer Legitimation“) werden die Folgen von In-

ternationalisierung und Deparlamentarisierung für die Legitimationsmechanismen innerhalb
des DRIS untersucht und wird gewissermaßen die nationalstaatliche Innenperspektive einge-
nommen. Das vorliegende Teilprojekt beginnt am selben Ausgangspunkt, das heißt der Beo-
bachtung einer Internationalisierung von Herrschaft und eines Verlustes nationalstaatlicher
Problemlösungskompetenz. Im vorliegenden Teilprojekt werden von dort aus dann jedoch
nicht die etwaigen Legitimitätsdefizite des DRIS, sondern die Möglichkeiten einer Demokra-
tisierung der neu entstehenden Herrschaftsstrukturen jenseits des DRIS erforscht. In B5 wird
somit die Außenperspektive eingenommen, also das Geschehen aus der Sicht des bereits in-
ternationalisierten Regierens betrachtet.

An dieser Stelle knüpft das Vorhaben an Teilprojekt A1 („Sozialregulierung und Welt-
handel“) an, in dem aus einem ähnlichem Blickwinkel heraus die Chancen einer Konstitutio-
nalisierung internationalen Regierens untersucht werden. Während in Teilprojekt A1 jedoch
die internationalisierte Herrschaft vorwiegend in der Rechtsdimension ausgelotet wird und
man sich dort vor allem mit der EG und der WTO befaßt, wird in dem vorliegenden Teilpro-
jekt die politische Ebene internationalisierten Regierens querschnittsartig in 32 Fällen unter-
sucht. Dabei wird vor allem auf die zivilgesellschaftlichen Herausforderungen im politischen
Entscheidungsprozeß abgestellt. Allerdings sind einige Synergieeffekte bereits gegeben und
weitere möglich und wünschenswert.

Berührungspunkte gibt es desweiteren mit Teilprojekt B3 („Öffentlichkeit“), in dem die Ent-
stehung einer transnationalen Öffentlichkeit in Europa erforscht wird, gedacht als Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Legitimitätsbildung und Demokratisierung der EU-polity, sowie
mit Teilprojekt B4 („Internet“), in dem der mögliche Einfluß des Internets auf veränderte
Legitimitätsmuster untersucht und dabei nach technisch induzierten, innovativen Legitimati-
onsverfahren gefragt wird. Daneben sind auch Synergieeffekte mit Teilprojekt A3 („Transna-
tional governance und internationales Recht“) wahrscheinlich, in dem aus rechtlicher Sicht
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der Rolle nicht-staatlicher Akteure im Regelsetzungsprozeß einer transnational gover-
nance nachgegangen wird.

Das vorliegende Teilprojekt vervollständigt somit den Teilbereich B des Sfb, indem die
Erforschung der Legitimation von Regieren jenseits des DRIS um die institutionelle Dimen-
sion von internationalem Regieren bereichert wird. Zugleich ergänzt es den Bereich A des
Sfb, indem der juristischen Perspektive auf internationale Konstitutionalisierungsprozesse
und der Rolle transnationaler nicht-staatlicher Akteure eine dezidiert demokratietheore-
tisch-politische Betrachtung an die Seite gestellt wird. Zum Gesamt-Sfb trägt das Teilpro-
jekt B5 u.a. dadurch bei, daß es als einziges Teilprojekt den Spielraum von Demokratisierung
jenseits des Nationalstaats (und der EU) auslotet und so der ‚Internationalisierung‘ in der Le-
gitimationsdimension (Bereich B) eine neue Qualität abgewinnt.

Die Entwicklungsperspektive des Teilprojekts B5 ist oben bei den vier Hauptarbeitsschritten
(s. 3.5.2 unter Untersuchungsmethode), die über den gesamten potentiellen 12-Jahreszeitraum
reichen, schon ausführlich dargestellt worden. Hiernach kann, zusammenfassend gesagt, das
interface zwischen IOs und ZGOs in der internationalen Gesellschaftswelt insgesamt (Be-
standsaufnahme) und auch in der Nahaufnahme (Fallstudien zu 6 IOs und 6 ZGOs) unter-
sucht und können in Anwendung verfeinerter und vertiefter normativer Analysen schließlich
auch Reformvorschläge entwickelt werden.

3.7 Abgrenzung gegenüber anderen geförderten Projekten

Projekte verwandten Zuschnitts werden von der DFG und anderen Zuwendungsgebern nicht
gefördert.
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